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Die Entstehung der württembergischen Verfassimg 

von 1819. 



Von 0. Frioker in Stuttgart. 



I. 

Zu den interessantesten Abschnitten der neueren deutschen 
Staatsgeschichte überhaupt und insbesondere der Geschichte des 
württembergischen Staats gehört ohne Zweifel der Verfassungs- 
kampf, der in den Jahren 1815 — 1819 zwischen dem König von 
Württemberg und seinem Volke gekämpft wurde und schliesslich 
zu dem Frieden vom 25. September 1819 führte. 

Ein Verständniss dieses Kampfes setzt vor Allem Klarheit 
über die Bedeutung der staatlichen Vorgänge in Deutschland zu 
Anfang dieses Jahrhunderts voraus. 

Die Frage, ob die Territorien durch Auflösung des deutschen 
Reiches rechtlich souverän geworden seien, ist eigentlich nie 
Gegenstand des Streites gewesen. Man mag die rechtliche Stel- 
lung der einzelnen Territorien ansehen wie man will, jedenfalls 
waren sie dem Staate in jeder Beziehung analoge Organismen 
und enthielten den ganzen Apparat von Mitteln, deren der Staat 
bedurfte, um allen den Ansprüchen zu genügen, die man an ihn 
nach der Anschauung der Zeit machte. Fiel also das Reich hin- 
weg, so war Nichts natürlicher, als dass nunmehr der Territorial- 
gewalt einfach die wenigen und untergeordneten exclusiven Rechte 
des Reichs oder des Kaisers zufielen, während im Uebrigen nur 
die Schranken zu bestehen aufhörten, die der Territorialgewalt 
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in der theils superordinirten , theils coordinirten Reichsgewalt 
entgegenstanden. Die Bedenken, die sich etwa wegen des Rechts- 
grundes der neuen Souveränetät erheben mochten, schienen einer 
ernstlichen Ueberlegung nicht werth zu sein, da ja dieselbe zu 
bestreiten Niemanden einfallen konnte, jeder Aufwand an Mühe 
und Zeit für eine blosse Erklärung derselben ganz überflüssig 
erschien. Nun fasste aber ein Theil der bisherigen Territorial- 
herrn die neue Souveränetät nicht blos im Gegensatz gegen die 
bisherige Beschränkung der Territorialgewalt durch die Reichs- 
gewalt auf, sondern zugleich als Gegensatz gegen die bisherigen 
Schranken, welche den Territorialregierungen in den Territorialver- 
fassungen gesetzt waren. 

Diese Auffassung war der Gegenstand lebhaften Widerspruchs 
und heftiger Angriffe; aber indem man den wirklichen inneren 
Zusammenhang zwischen diesen beiden Richtungen der neuen 
Souveränetät gänzlich verkannte, verwickelte man sich bei Be- 
kämpfung der Souveränetät nach innen vielfach in Widersprüche 
mit sich selbst. 

Wie war es denn möglich, dass durch das Wegfallen des 
Reiches die Territorien souverän wurden ? Niemand hat es 
unternommen, die Auflösung des Reiches als einen formell recht- 
lichen Act zu prädiziren. Weder der Austritt der Rheinbunds- 
fürsten war nach der bestehenden Verfassung zulässig, — wie 
konnte nun aus dieser rechtswidrigen Thatsache die rechtliche 
Folge der Souveränetät dieser Fürsten entstehen? Noch konnte 
vom Standpunkte des formellen Rechtes aus die Abdication des 
Kaisers Franz eine andere Wirkung haben als die einer Thron- 
erledigung. 

In der That scheint nur zweierlei möglich. Entweder die 
Territorialherrn waren bisher schon souverän, — alsdann konnten 
sie durch die eintretenden factischen Veränderungen keinen 
rechtlichen, sondern nur einen factischen Zuwachs ihrer Souve- 
ränetät erhalten in der Weise, dass nunmehr der höhere Wille, 
der diese Souveränetät zu beschränken berechtigt war, nicht 
mehr sich geltend machte, gleichgiltig, ob in Folge eigener Ent- 
schliessung oder in Folge gewaltsamer Entfernung; oder die 
Territorialherrn waren bisher noch nicht souverän, — dann war 
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auch die factische Auflösung des Reiches nicht im Stande, ihnen 
die Souveranetät zu geben : wurden sie dennoch souverän , so 
inusste zu jenem factischen Wegfallen des Reiches noch ein 
positiver Rechtsgrund der Entstehung der Souveranetät hinzu- 
kommen. Im ersteren Falle kann es sich dann weiter fragen, 
ob nur die Territorien, nicht auch der Kaiser selbst, oder ob 
beide souverän gewesen seien oder ob eine Theilung der Sou- 
veranetät zwischen Reich und Ländern stattgefunden habe. 

Mejer (Einl. in das dtsch. Staatsrecht, Rostock 1861) scheint 
der letzteren Ansicht zu sein. Er findet S. 74. 75, dass die 
Landeshoheit nicht die Pflicht einer vollen Staatsgewalt auflegte, 
dass vielmehr wesentliche Theile davon an Kaiser und Reich 
überlassen waren, welchen jeder Landesherr trotz seiner rela- 
tiven Selbstständigkeit in bestimmter Weise subordinirt blieb, 
dass sich sonach kaiserliche und landesherrliche Gewalt in die 
Landesregierung theilten und insoweit als Complemente zu be- 
zeichnen sind, dass aber abgesehen von dieser Subordination und 
von den kaiserlichen Reservaten in der späteren Reichszeit die 
Gewalt wenigstens der mächtigeren Territorialregierungen wahrer 
Staatsgewalt im Allgemeinen gleich kam. 

Ganz entschieden verwirft dagegen Held (System des Ver- 
fassungsrechts der monarchischen Staaten Deutschlands) jede 
Souveranetät der Territorien; die Souveranetät kommt rechtlich 
einzig und allein dem Kaiser zu, die Territorien sind nur — 
wenn auch relativ selbstständige — Organe des deutschen Ein- 
heitsreiches (S. 454). 

Die Möglichkeit verschiedener Ansichten über diesen Punkt 
ist leicht erklärlich. Die historische Entwicklung des deutschen 
Staates war von so concreter Eigenthümlichkeit , dass sie jeder 
Anwendung der hergebrachten Kategorien mehr oder weniger 
widerstrebt ; das Reich, das nach seiner Anlage ein vollkommener 
Einheitsstaat gewesen war, goss mehr und mehr fast seinen 
ganzen staatlichen Inhalt in die Territorien aus, ohne doch die 
Form des Einheitsstaates aufzugeben. Sieht man nur auf das 
Resultat der Entwickelung , so treten uns vollkommen staatähn- 
liche Organismen entgegen, sieht man auf die Entwickelung selbst, 
so ist der Rechtsbestand der Landeshoheit immer nur aus der 



142 Die Entstehung 

Reichssouveränetät herzuleiten, und wir finden keinen Punkt, wo 
wir dieselbe für beendigt erklären könnten. 

Die Ansicht Held 's, dass die Territorialgewalt keine Sou- 
veränetät in sich geschlossen habe , folgt übrigens schon aus 
seinem Begriffe vom Bundesstaat. Er sagt 1. c. S. 395 : „Wenn 
im Bundesstaat die Centralgewalt eine Staatsgewalt, in jedem 
Staat ferner nur eine Staatsgewalt und im Staate nicht noch 
ein Staat sein kann, so folgt daraus, dass der Bundesstaat streng 
genommen gar keine Staatenverbindung, sondern ein Staat sei, 
dessen einzelne Theile einen gewissen Grad von politischer Selbst- 
ständigkeit besitzen, die aber nie so gross sein kann, dass diese 
Theile selbst Staaten würden, weil sonst der Verein aufhören 
müsste, ein Staat zu sein, und wenn diess geschehen, jedenfalls 
kein Bundesstaat mehr vorhanden wäre." 

War also der Kaiser Souverän, so konnten es nach dieser 
Ansicht die Territorialherrn nicht sein. 

Ich theile diese Ansicht keineswegs. Ich halte einen Bundes- 
staat, einen Staat höherer Ordnung, der im gleichen Verhältnisse 
über einer Reihe von Staatsindividuen steht, wie der einfache 
Staat über einer Reihe von menschlichen und corporativen Indi- 
viduen , für durchaus möglich. Ja ich möchte behaupten , dass, 
wenn die Souveränetät im Sinne Held's zu verstehen wäre, näm- 
lich (1. c. S. 23G) als .Jene Eigenschaft eines Gemeinwesens, 
vermöge welcher dasselbe als solches nach aussen, wie in seinen 
inneren Angelegenheiten von keinem anderen gleichen oder 
höheren Rechtssubjecte rechtlich abhängig ist", nichts Eiligeres 
zu thun wäre, als diese rechts- und ordnungswidrigen Existenzen, 
die man Staaten nennt, aufzuheben. Gerade das, was der Staat 
zu leisten hat, um dessen willen er existirt, wird in diesem Be- 
griffe negirt. Entspricht es nämlich der Rechtsforderung, dass 
die Staaten in dieser absoluten Unabhängigkeit neben einander 
stehen, warum sollte dann dasselbe nicht auch von den mensch- 
lichen Individuen gelten können, woher nimmt dann der Staat, 
der dieses Recht des absoluten Willens nach aussen in Anspruch 
nimmt, die Befugniss, den absoluten Willen der menschlichen 
Individuen zu beschränken? 

In der That scheint hier eine Verwechselung vorzuliegen. 
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Die Sonverfinetät Held's entspricht der natürlichen Willensfähig- 
keit des menschlichen Individuums. Man könnte mit dem gleichen 
Rechte dieses menschliche Individuum für souverän erklären, 
nicht blos für den von einer höheren Ordnung nicht ergriffenen 
Theil seines Aeusserungsgebiets, sondern absolut, sofern nämlich 
das menschliche Individuum auch durch diese höhere Ordnung 
nicht gehindert werden kann, einen absoluten, dieser Ordnung 
selbst feindlichen, Willen zu haben. Aber wie das menschliche 
Individuum in seiner Stellung neben andern gleichen Willens- 
subjecten eine objective Schranke findet, so der einzelne Staat 
neben andern Staaten. Mit der Coexistenz coordinirter Willens- 
subjecte ist schon die höhere Ordnung gegeben. Und zwar be- 
haupte ich diess nicht als ideale Forderung, sondern als wirklich 
und positiv. Jeder Staat, der von seiner absoluten Willens- 
fähigkeit einen seine Grenze überschreitenden Gebrauch machen 
wollte, wird zurückgewiesen — und das von Rechts wegen. 

So existirt denn in Wirklichkeit kein Staat, der „von anderen 
gleichen oder höheren Rechtssubjecten rechtlich unabhängig", also 
im Held'schen Sinne souverän wäre. 

Die Existenz des Völkerrechtes ist der Beleg meiner Be- 
hauptung. Held schliesst ganz consequent das Völkerrecht vom 
Staatsrechte aus und weist dasselbe dem Privatrechte zu (1. c. 
S. 9) ; und wiederum ganz folgerichtig zuerkennt er dem deutschen 
Bunde nicht die Eigenschaft eines Gemeinwesens, sondern nur 
die einer völkerrechtlichen Gemeinschaft (L c. S. 475). Allein 
hier geräth er offenbar in einen Widerspruch mit sich selbst, 
wenn er nun doch dem Bundesrechte einen Abschnitt in seinem 
dem Staatsrechte gewidmeten Buche einräumt. 

In der That ist die Ansicht Held's nach meinem Erachten 
nicht haltbar. 

Vor Allem ist es nicht richtig, wenn Held sagt, zwischen 
Staatsrecht und Völkerrecht bestehe ebensowenig ein innerer 
Einheitsgrund als zwischen Völkerrecht und Privatrecht ein innerer 
Gegensatz (1. c. S. 9). Auch möchte schwerlich — sofern 
nämlich Völkerrecht im hergebrachten Begriffe genommen werden 
will — diese Ansicht mit anderweitigen Aussprüchen des Held'- 
schen Buches zu vereinigen sein. Wie sollte z. B. der Krieg 
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im völkerrechtlichen Sinne, d. h. als rechtlich geordnete Selbst- 
hilfe, eine Stelle im Privatrechte finden können? Offenbar ent- 
spricht er demjenigen, was im Verhältniss der niederen Rechts- 
subjecte der Prozess ist; den Prozess aber rechnet Held (1. c. 
S. 19) ausdrücklich zum Staatsrecht. Gewiss verkennt Held die 
eigentliche Natur des Völkerrechts auf der einen und das Ver- 
hältniss von Staats- und Privatrecht auf der andern Seite. 

Das Staatsrecht ist eine ganz wesentliche Ergänzung des 
Privatrechtes. Schon von den Voraussetzungen des Privatrechtes 
aus gelangt man zu der Forderung des Staates. Daraus folgt, 
dass, wenn auch das Völkerrecht zunächst Privatrecht ist, dem- 
selben nun diejenige Ergänzung Noth thut, die das Staatsrecht 
im Verhältniss zum Privatrecht innerhalb des einzelnen Staates 
darstellt. Jedes Compendium des Völkerrechtes lehrt nun, dass 
gerade diess als der wesentlichste Theil dieses Rechtsgebietes 
aufgefasst wird. 

Wie soll überhaupt ein Privatrecht im objectiven Sinne ent- 
stehen da, wo ein mächtiger höherer Wille fehlt? Nehmen wir 
auch an, es wären alle einzelnen Rechtssubjecte bestrebt, die 
Forderungen der Moral unablässig zu befolgen und Alles, was 
sie versprechen, ohne Widerrede zu halten, so könnte doch von 
hier aus nie ein Privatrecht als objective Norm entstehen; es 
könnten nur Vertragsverhältnisse eintreten, die nur für diejenigen 
gälten, die sie eingingen, und auf so lange, als es ihnen con- 
venirte, nie aber könnten objective Voraussetzungen aufgestellt 
werden mit bestimmter, an ihren Eintritt geknüpfter Folge, wie 
diess im sog. Privatrechte gewiss geschieht. 

Verhält es sich nun aber mit dem Völkerrechte vielleicht 
anders? Ist bier die Quelle des Rechts eben nur der Vertrag, 
der Einzelwille ? Ich verneine diese Frage auf's Entschiedenste. 

Das allgemeine Urtheil hat je und je einzelne Handlungen eines 
Staates im Verhältnisse zu andern Staaten als völkerrechtswidrig, 
als Rechtsverletzungen bezeichnet, ohne dass sie vertragsmässig 
ausgeschlossen gewesen wären. Der Vertrag kann hier wie 
überall nur einzelne bestimmte Rechte und Pflichten begründen, 
nie aber eine allgemeine objective nothwendige Rechtsordnung, 
wie sie doch in der That allgemein empfunden und anerkannt 
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wird, und die ihrerseits erst die völkerrechtlichen Verträge möglich 
macht und ihren Rechtscharakter sichert. Das ist richtig, dass 
das Völkerrecht noch keineswegs die formulirte Organisation ge- 
funden hat, wie das Staatsrecht; aber mit dem Gedanken eines 
objectiven Völkerrechtes ist die Forderung einer solchen Organi- 
sation gegeben, und ich täusche mich wohl nicht, wenn ich in 
Theorie und Praxis ein Streben nach diesem Ziele finde. 

Freilich haben wir noch weit zum Weltstaate, aber sollte es 
denn nicht möglich sein, dass innerhalb des Raumes zwischen 
einzelnen Staaten und dem Weltstaate engere Staatenkreise zu 
Staaten zweiter Ordnung sich zusammenschlössen, ohne dabei 
ihre Staatenqualität zu verlieren? Dass eine solche Staaten- 
bildung äusserlich in der Form eines Vertrags vor sich gehen 
wird, ist keineswegs hindernd, so wenig als diese Form der 
Bildung den Einzelstaat zum blossen Privatverein macht. 

Ebenso beruht der Einwurf Held's, dass in jedem Staate nur 
eine Staatsgewalt und im Staate nicht noch ein Staat sein könne, 
auf einer unrichtigen Auffassung. In einem Einzelstaate kann 
freilich nicht noch ein Staat und keine mehrfache Staatsgewalt 
sein, so wenig als in einem menschlichen Individuum ein dop- 
pelter Wille sein kann ; aber so wenig hinwiederum das mensch- 
liche Willenssubject darum aufhört, Person zu sein, weil es im 
Staate lebt, so wenig der einzelne Staat darum, weil er einem 
höheren Staatsorganismus angehört. Die Grenze des einen ist 
da, wo der andere beginnt. Der Einzelstaat bleibt innerhalb seiner 
Grenzen Staat; er hat regelmässig alle Aufgaben des Staates in 
seinem Gebiete zu erfüllen, die Ansprüche, die das einzelne In- 
dividuum oder die Corporation an den Staat zu machen berechtigt 
ist, werden regelmässig an den Einzelstaat gemacht; und zwar 
geschieht diess Alles vermöge eigenen Rechts dieses Staates und 
nicht vermöge eines Auftrags oder einer sonstigen Ableitung aus 
dem Staate zweiter Ordnung, der ja seinerseits gar nicht den 
Willen hat, sämmtliche Aufgaben des Staates dessen Gliedern 
gegenüber zu erfüllen. 

Es ist begreiflich, wie Held (1. c. S. 108) in dem sog. Welt- 
staate, „vorausgesetzt, dass ein wirklicher Staat, nicht etwa nur 
eine Art von staatsloser bürgerlicher Gesellschaft damit gemeint 

Zeitechr. f. Staatew. 1862. I. Heft. 10 
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sein soll", kein wünschenswertes Ziel erblickt Versteht man 
darunter einen Zustand, wo eine einzige Staatsgewalt sämmtliche 
Aufgaben des Staates für die ganze Menschheit erfüllen soll, so 
ist der Widerwille sehr gerechtfertigt, und es ist gut, dass die 
Weltgeschichte nicht jede Ausgeburt eines menschlichen Hirns 
als eine Idee anerkennt, deren Einführung und Durchführung in 
der Wirklichkeit ihr zukäme; unter diesem Weltstaate wird die 
Menschheit nie seufzen. 

Etwas ganz Anderes wäre es aber, wenn einmal alle Staaten 
der Welt von dem Gefühle der Zusammengehörigkeit und Er- 
gänzungsbedürftigkeit erfüllt die gegenseitige Pflicht als eine mit 
ihrer Coexistenz, also objectiv, gegebene und nicht erst durch 
die Vereinigung ihrer Individualwillen hervorzubringende aner- 
kennen und für diese Anschauung einen Organismus finden 
würden. Einen solchen Weltstaat halte ich für ein sehr wün- 
schenswertes, sehr berechtigtes und wenn auch fernes, doch 
durchaus practisches Ziel. Kommt einmal die Zeit dieses Welt- 
staates, so hören darum die Einzelstaaten keineswegs auf, zu 
existiren, im Gegentheile ist ihre Existenz die Voraussetzung 
eines solchen an Umfang grössten, an Inhalt kleinsten, aber den 
nothwendigen Schlussstein des ganzen Baues bildenden, staat- 
lichen Organismus. 

Oder wäre ein solcher Organismus nur »eine Art von staats- 
loser bürgerlicher Gesellschaft"? 

Held selbst definirt den Staat als „das Vernunft- und natur- 
nothwendige , souveräne , ewige Gemeinwesen" (1. c. S. 3) ; er 
sieht also selbst von einem bestimmten Inhalt ab, der bei ver- 
schiedenen Staaten verschieden gross sein kann; seine formale 
Begriffsbestimmung passt aber vollkommen auf unsern Weltstaat ; 
er ist souverän, soweit überhaupt seine Aufgabe reicht; er ist 
nach der Voraussetzung keine Gemeinschaft, sondern ein orga- 
nisches Gemeinwesen, er ist Vernunft- und naturnothwendig und 
ewig , weil er mit der ewigen , Vernunft- und naturnothwendigen 
Coexistenz der Menschen und der Staaten von selbst gegeben ist. 

Zwischen dem Weltstaate und den einzelnen Staaten haben 
nun, wie schon angeführt wurde, beliebige Staaten-Staaten Raum ; 
und für einen solchen Staatenstaat, d. h. aus Einzelstaaten zu- 
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sammengesetzten Staat halte ich im Widerspruch mit Held den 
deutschen Bund. 

In erster Linie gründet Held seine entgegengesetzte Ansicht 
von der rechtlichen Bedeutung des Bundes auf die eben wider- 
legte Unvereinbarkeit der Souveränetat eines Staates mit der 
Stellung eines Gliedes in einem höheren Staatsorganismus. So- 
dann folge der Charakter des Bundes als blosser Gemeinschaft 
im Gegensatze gegen das Gemeinwesen daraus, dass er nicht 
durch höhere juristische Nothwendigkeit , sondern durch den 
Gesammtwillen der deutschen Fürsten und Städte gegründet sei, 
welcher allein in seiner bundesverfassungsmässigen Organisation 
irgend eine neue Lebensäusserung des Bundes formell recht- 
mässig machen könne (1. c. S. 476); dass dieser gründende 
Collectivwille Ausfluss der Ueberzeugung von einer gerechten 
Anforderung und geschichtlich begründeten Nothwendigkeit des 
Zusammengehörens aller deutschen Staaten gewesen, ändere an 
der juristischen Natur nichts, da nun einmal die bestehende 
rechtliche Formel dieses' Zusammengehörens jedenfalls die 
communio sei. 

Allerdings kann der Vertrag, die Vereinigung von Einzel- 
willen, nie der Rechtsgrund der Existenz eines Staates sein; 
daraus folgt aber nicht, dass überall, wo wir einen Vertrag er- 
blicken,- wegen dieser unzulänglichen äusseren Form eine staat- 
liche Bildung schlechterdings ausgeschlossen wäre. Vielmehr ist 
nun zu untersuchen, ob der Vertrag wirklich die angemessene 
Form des Entstandenen gewesen, also nur ein Collectivwille ent- 
standen, oder ob nicht vielmehr eine wirkliche staatliche Existenz 
nur darum dieser privatrechtlichen Form sich bedienen musste, 
weil sie vom Einzelwillen als bewusstes Ziel ergriffen und 
in's Werk gesetzt wurde. 

Diess ist nun beim deutschen Bund durchaus der Fall und 
hat sich in der in den Grundvertrag ausdrücklich aufgenommenen 
Unauflöslichkeit vollkommen ausgesprochen. 

Zwar sieht Held (1. c. S. 476) in der Unauflöslichkeit einer 
Staatenverbindung keinen Widerspruch mit deren Charakter als 
blosser Societät, gewiss aber mit Unrecht. Keine Societät kann 
rechtlich bleibend sein ; es widerspricht diess durchaus dem Wesen 

10* 
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der Societät: mindestens der mutuus dissensus ist das schlechter- 
dings nicht auszuschliessende Ende jeder Societät. Wo also auf 
dem Wege des Vertrags eine Verbindung eingegangen wird mit 
der Intention, dass sie eine bleibende, nicht einmal durch mutuus 
dissensus aufzuhebende sein soll, da ist ein über die Form des 
Vertrags hinausgehender Inhalt vorhanden, da ist das Bewusstsein 
der Paciscenten ausgedrückt, dass sie nicht über einen Gegenstand 
disponiren, der einzig ihrem Willenskreise angehört, dass sie nicht 
sowohl ein Rechtsverhältniss gründen, als eine vorhandene ob- 
jective Rechtsforderung anerkennen und ordnen wollen. 

Das gerade war nun aber der Gedanke der Gründer des 
deutschen Bundes. Es wollte in Art. 1 der D.B.A. („vereinigen 
sich zu einem beständigen Bunde") keineswegs bloss ausge- 
sprochen werden, dass keinem einzelnen Mitgliede der Aus- 
tritt frei stehen soll, wie es der Sinn des Art. 5 der W.S.A. sein 
mag. Der Gedanke war vielmehr, Gesammt-Deutschland eine 
rechtliche Form zu geben, die ausschliesslich für die Zukunft 
gelten solle in der Weise, dass das Verhältniss der Gesammtheit 
der deutschen Staaten auf keinem anderen Wege je solle be- 
stimmt werden können, als auf dem hiemit eröffneten legitimen 
und organischen Wege. 

Es schien nöthig, auf diese, wie sich zeigen wird, für die 
spätere Untersuchung maassgebenden Punkte näher einzugehen, 
um so mehr, je höher der Werth des vortrefflichen Held'schen 
Buches anzuschlagen ist. 

War nun auch das deutsche Reich ein solcher Staatenstaat, 
ein aus souveränen Staaten zusammengesetzter souveräner Staat ? 

Hier stimme ich mit Held in der Bejahung der Souveränetät 
des Kaisers und Verneinung der Souveränetät der Landesherm 
überein. Zwar glaube ich, dass der treibende Gedanke die Um- 
wandlung des deutschen Reiches aus dem Einzelstaate in einen 
Staatenstaat, nicht in eine Staatensocietät war; aber diese Ent- 
wicklung war zu Ende des Reiches noch nicht so weit vorge- 
schritten, dass die im Staatenstaat vorhandene Beschränkung des 
Umfanges seiner Staatsgewalt durch die vom Staatenstaat nicht 
geschaffene, sondern anerkannte Selbstständigkeitsgrenze der Einzel- 
staaten, wirklich als eine formell nothwendige wäre angesehen 
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worden. Diese Beschränkung verstand sich thatsächlich wegen 
der Identität des Territorialherrn mit dem Reichsstand von selbst 
und darum konnten Rechte der Reichsgewalt ohne Gefahr formell 
anerkannt werden, mit denen eine Souveränetät der Territorial- 
gewalt unvereinbar war. Man hatte Alles erreicht durch Be- 
schränkung des kaiserlichen Willens und konnte darum ohne 
Gefahr das Gesetzgebungsrecht im ursprünglichen umfassenden 
Sinne in der Hand von Kaiser und Reich belassen. 

Allerdings galt im Reichsstaatsrechte der Grundsatz, dass 
kein Reichsschluss über jura singulorum verfügen könne ohne 
Zustimmung des betreffenden Berechtigten. Der Begriff dieser 
jura singulorum ist bekanntlich sehr bestritten. Häberlin (Teut- 
sches Staatsrecht Band III. S. 573) meint, ein Reichsstand er- 
scheine als Einzelner und nicht als Mitglied der Reichsversammlung 
da, wo es sich von Gegenständen handle, bei deren Bestimmung 
ein jeder Reichsstand nur für seine Person oder blos in Rück- 
sicht auf sein Land und ohne Beziehung auf den Zweck seiner 
gesellschaftlichen Verbindung mit den übrigen Reichsständen zu 
betrachten sei; der Zweck der Verbindung der Reichsstände sei 
nämlich Erhaltung ihrer wechselseitigen Gerechtsame, gemein- 
schaftliche Vertheidigung und Theilnahme an der gesammten 
Regierung des Reichs. Diese Bemühung Häberlin 's, einen be- 
stimmten Zweck der reichsständischen Verbindung festzusetzen 
und damit eine feste Grenze gegen die Territorialstaatsgewalt 
zu gewinnen, ist bezeichnend als Symptom juristischen Bedürf- 
nisses, aber der von ihm aufgestellte Zweck ist keineswegs 
historisch nachweisbar, und damit fällt auch der angegebene Be- 
griff von jura singulorum zusammen. Auch ist insoferne die 
Bemühung Häberlin's ganz vergeblich, als der Zweck der Theil- 
nahme an der gesammten Regierung des Reichs einen Cirkel 
enthält, da nun eben wieder die Frage entsteht, welches der 
Umfang der Regierung des Reiches sei. 

Eben so unrichtig wäre es andererseits, unter jura singu- 
lorum das ganze, der Territorialstaatsgewalt überlassene Gebiet 
zu verstehen. Da nämlich den Territorien kein wesentlicher Theil 
der Staatsgewalt abging, so wäre ebendamit das ganze Reich 
auf den Zweck des Ausschlusses der Selbsthilfe der einzelnen 
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Staaten unter einander reducirt. Jede staatliche Thätigkeit, die 
darttber hinausginge, könnte wegen der concurrirenden Territorial- 
gewalt unter Berufung auf das jus singulorum von jedem ein- 
zelnen Reichsstand unmöglich gemacht werden. 

Der Satz, dass über jura singulorum nur mit Zustimmung 
des Berechtigten verfügt werden könne, gründet sich bekanntlich 
auf Art. 5. § 52 des J.P.O. „In causis religionis omnibusque aliis 
negotiis, tibi Status tanquam unum corpus considerari nequeunt, 
ut etiam catholicis et augustanae confessionis statibüs in duas 
partes euntibus, sola amicabilis compositio lites dirimat, non 
attenta votorum pluralitate." Aus der Fassung dieser Stelle 
(„omnibusque aliis negotiis") geht hervor, dass der hervorgehobene 
Satz eine Bedeutung haben muss, die auch die Ausschliessung 
der Majorisirung in causis religionis motivirt. Das Motiv dieser 
letzteren Bestimmung ist nun aber offenbar kein anderes, als das, 
dass die Mitglieder der einen Confession der andern Religions- 
partei nicht Normen sollten aufdringen dürfen, die nur die An- 
gelegenheiten der letzteren betreffen ; es war also der Gedanke 
darin ausgesprochen, dass nur da der Einzelne der Majorität sich 
zu unterwerfen habe, wo die Folgen des Beschlusses Alle zu 
tragen haben. Gerade das ist nun der Sinn der Ausschliessung 
der Majorisirung bei jura singulorum. Diese Definition stimmt 
auch vollkommen zu der Erklärung der Evangelischen, die die 
Veranlassung des angeführten Satzes war, „dass nicht allein in 
Religions-, Contributions - und denen Sachen, da die Stände ut 
singuli zu consideriren, sondern auch u. s. w., das Ueberstimmen 
hinfüro nicht mehr gelten, noch der Schwächere von dem Stär- 
keren überlegt , sondern eine durchgehende Aequalität unter den 
Ständen des Reichs gehalten und keiner von dem andern wider 
Recht und Billigkeit beschwert werden solle." 

Daraus folgt nun weiter, dass die Landeshoheit ihrem ganzen 
Umfange nnch der Reichsgesetzgebung unterworfen blieb. Hatte 
also der deutsche Staat factisch seinen ganzen Inhalt in die Landes- 
hoheit ausgegossen, so hatte er doch rechtlich sich die Mög- 
lichkeit erhalten, die volle Staatsgewalt wieder an sich zu ziehen 
und das deutsche Reich zum Einheitsstaat zurückzuführen. Das 
deutsche Reich war daher nicht einem Einheitsstaate zu vergleichen, 
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der die Aufgabe des Staates prinzipiell als eine sehr vage und 
beschränkte fasst, alles Andere als Aufgabe der Einzelnen sich 
vorstellend, sondern einem Staate, der das, was er als die Auf- 
gabe des Staats erkennt, dennoch den Einzelnen zu thun über- 
liest, aber jeden Augenblick das Recht hat, der Aufgabe des 
Staates sich selbst wieder zu widmen. 

Wie sind nun von diesen Voraussetzungen aus die einzelnen 
Landesverfassungen rechtlich aufzufassen? 

Die Entstehung der Landeshoheit besteht in dem Einschieben 
bestimmter kaiserlicher Unterthanen als Regenten eines Landes 
zwischen den Kaiser und die als kaiserliche Unterthanen bis 
dahin den nunmehrigen Landesherren coordinirten Bewohner des 
Landes. Dieser Ausgang aus einem Coordinationsverhältniss gibt 
dem ganzen Prozess der deutschen Staatsentwicklung seine Eigen- 
tümlichkeit, die sich bis zum Schlüsse des Reiches erhielt und 
nur erhalten konnte unter dem Schutz der ausgeführten recht- 
lichen Auffassung der Reichsgewalt und ihres Verhältnisses zur 
Landeshoheit. 

Soweit der Landesherr sein Recht nicht auf kaiserliches 
Privilegium stutzen konnte, also der Wille des gemeinsamen 
Herrschers es war, vor dem sich die freien Landeseinwohner 
beugten, war ihr eigener freier Wille die einzige Quelle von 
Rechten, die sie anerkannten, wenn gleich dieser Wille unter 
dem maassgebenden Einflüsse des Verhältnisses des thatsächlich 
Schwächeren zum Stärkeren stand. 

Diese vom Standpunkte des einzelnen Landes aus gänzlich 
unstaatliche Anschauung war eben nur möglich durch das Vor- 
handensein des Reichs, das die einzige eigentliche Staatsgewalt 
in Deutschland blieb, wenn auch der grösste Theil der staatlichen 
Aufgabe seine Erfüllung in der Organisation der einzelnen Terri- 
torien fand. 

Diese Auffassung hörte auch nicht auf zu bestehen, als an 
die Stelle der bestimmten einzelnen gegenseitigen Rechte und 
Pflichten der Begriff der Landeshoheit trat. Denn die Landes- 
hoheit wurde nun keineswegs blos als Recht des Landesherrn, 
sondern wesentlich als seine Pflicht gegen das Land, das ihm nur 
unter dieser Bedingung unterthan war, auf'gefasst; das Recht der 
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Unterthanen auf eine gute Regierung des Landesherrn galt als 
ein Recht, das der Kaiser als Vertreter der deutschen Staats- 
gewalt zu schützen verpflichtet war, sei es aussergerichtlich , sei 
es durch die höchsten Reichsgerichte, wogegen umgekehrt der 
Weg zum Kaiser und zu den Reichsgerichten auch dem Landes- 
herrn nicht blos dann zuerkannt wurde, wo es sich um ein be- 
stimmtes einzelnes Recht handelte, sondern allgemein gegen un- 
gehorsame Unterthanen und in dem Falle, wenn die Unterthanen 
billige, dem Staatszwecke völlig entsprechende Forderungen ohne 
Grund abschlugen. (Xeist, Teutsches Staatsrecht S. 54.) 

Es ist einleuchtend, dass eine solche höhere Gewalt nicht 
der Stellung des Staatenstaats zu den einzelnen ihn bildenden 
Staaten, sondern nur dem Verhältnisse des Staates zum Unter- 
thanen entspricht. Alles, was die Landesherrn als solche den 
Unterthanen gegenüber an Rechten besassen, beruhte entweder 
auf einem von der Reichsgewalt abzuleitenden Rechtsgrund, oder 
es fand seine Legitimation in dem Willen der Unterthanen selbst. 
Darin lag die Möglichkeit des auffallenden Nebeneinanderbestehens 
der Souveränetat des Reichs und der relativen Selbstständigkeit 
der Landeshoheit, die vom Regenten in eigenem Namen ausgeübt 
wurde. 

Factisch war es nun freilich anders, weil die in der Reichs- 
gewalt liegende Schranke der Landeshoheit den Inhabern derselben 
in die Hände gelegt war. So konnte sich die Landeshoheit, 
wenigstens in den grösseren Staaten, mehr und mehr der eigent- 
lichen Staatshoheit nähern, und der Punkt mag nicht mehr ferne 
gewesen sein , da dieser Gedanke zum allgemeinen Bewusstsein 
gekommen, die staatliche Gestaltung allgemein anders aufgefasst 
und ebendamit eine andere geworden wäre. 

Aber noch ehe dieser Punkt erreicht war, fiel das Reich 
zusammen. Ein Theil der Territorien wurden nun souveräne 
Staaten. Sie wurden es nicht in legitimem Wege, sie wurden es, 
weil sie überhaupt der ganzen Richtung der Zeit nach auf dem 
Wege waren, es zu werden, und weil eben darum ihre Souve- 
ränetät nach aussen und nach innen nirgends Widerspruch, überall 
Anerkennung fand, weil ihre Souveränetät eine Nothwendigkeit 
war und kein Vernünftiger daran dachte, das Reich, wenn es 
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auch durch eine nicht legitime Thatsache sein Ende gefunden 
hatte, in seiner früheren Gestalt wieder zu reclamiren und die 
neuen Gestaltungen in Festhaltung der Rechtscontinuität rückwärts 
zu construiren. 

Was war nun die Folge des Wegfalls des Reiches und der 
neu erworbenen Souveränetät für die einzelnen Landesverfassun- 
gen ? Es ist nicht zu verwundern, wenn hierüber Streit entstand. 

Gewiss ganz falsch ist es, wenn man die Aufhebung der 
Verfassungen unter Berufung auf die Souveränetät als eine falsche 
Anwendung des BegrifTs der Souveränetät in der Bedeutung der 
Absolutheit des Monarchen oder eigentlich als eine absichtliche 
Eskamotage ansieht. 

Man versuche es einmal im Ernste, den Gedanken derer, 
welche eine Aenderung der Verfassungen im Innern durch die neue 
Gestaltung gar nicht anerkennen , sich in practischer Anwendung 
zu denken. Offenbar war diess schlechterdings nicht möglich. 
Der Kaiser war zwar durch die Reichsstände beschränkt, aber 
Kaiser und Reich in ihrer Vereinigung standen den Reichsunter- 
thanen als eigentliche Staatsgewalt gegenüber; Reichsunterthanen 
waren aber nicht blos die Reichsstände, sondern wesentlich auch 
deren Unterthanen; die Reichsgesetze galten in den einzelnen 
Ländern unmittelbar und nicht vermöge des Willens der Landes- 
herrn; im Reich war also der staatliche Gedanke nicht verloren 
gegangen, der Staat war eine objective Macht, die das Recht 
zur Herrschaft nicht vom Beherrschten ableitete. Gerade umge- 
kehrt war es in den Territorien als einzelnen gedacht, und darin 
bestand das Wesen der Landesverfassungen ; nur darum war diess 
möglich, weil daneben der Staat in der Reichsgewalt erhalten 
blieb; fiel das Reich weg, so inusste unvermeidlich der Staats- 
gedanke in den Territorien selbst zur Geltung kommen, falls nicht 
eine neue deutsche Gesammtstaatsbildung eintrat. Wollte man 
also auch die Stände beibehalten, so muästen sie doch ohne Rück- 
sicht auf Wissen und Wollen der Betheiligten und ohne jede 
Aenderung der äusseren Normen vermöge einer inneren Noth- 
wendigkeit in ihrem Wesen sich ändern. Die Reichsgewalt, die 
einzige Staatsgewalt in Deutschland, war bisher über den Ständen 
gestanden, sie war berechtigt gewesen, Forderungen der Stände, 
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die mit dem Staatswohle unvereinbar schienen, zurückzuweisen; 
nun war die Staatsgewalt in den Händen der bisherigen Landes- 
herrn, ob durch Uebertragung vom Reich oder durch Neubildung, 
ist ganz gleichgiltig, sollte dadurch den Ständen ein Recht er- 
wachsen, dem jetzigen Staatsinhaber coordinirt zu sein, während 
sie dem früheren subordinirt waren ? 

Auf der andern Seite aber ging das allgemeine Bewusstsein 
und die Noth wendigkeit, denen die neue Souveränetät ihr Dasein 
dankt, nicht bis zu dieser Consequenz der Aufhebung der stän- 
dischen Verfassungen. Man hatte schon begonnen, zwar unter 
Beibehaltung des damit nicht mehr vereinbaren formellen Rechtes, 
der ständischen Verfassung einen andern Gedanken, den Gedanken 
der Beschränkung des Souveräns durch eine Volksrepräsentation 
unterzulegen. In Verbindung mit einer solchen Repräsentation 
dachte man sich den künftigen Monarchen, indem man seiner 
Souveränetät die Anerkennung zollte, und in so weit war die Be- 
kämpfung der absoluten Herrschaft in ihrem guten Rechte. Falsch 
aber war es, wenn man sich auf das bisherige positive Recht 
berief und an der äusseren Rechtscontinuität festhielt. 

Diese Gegensätze und Widersprüche zu vermitteln, einer 
nothwendigen neuen Bildung das allgemeine Bewusstsein zu ge- 
winnen und dadurch die unwiederbringlich verlorene äussere 
Rechtscontinuität zu ersetzen — das war jetzt die Aufgabe, das 
war insbesondere in Württemberg die Aufgabe, die in dem denk- 
würdigen Verfassungskampfe von 1815/19 behandelt und gelöst 
wurde. 

n. 

Die Grunde der württembergischen Verfassungsbewegung 
sind mit der geschilderten Verschiedenheit der Anschauung über 
die Folgen der Souveränetät noch nicht erschöpft Vor Allem 
setzt das Verständniss des Weiteren eine Uebersicht über die 
württembergische Verfassung nach ihrem Bestände zu Ende des 
Reiches voraus. 

Schon seit dem Schlüsse des löten Jahrhunderts bildete 
Württemberg eine untheilbare und unveräusserliche, nach Erst- 
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geburtsrecht vererbende Einherrschaft. Es war dies das Resultat 
einer langen, an Kämpfen reichen Entwicklung, die im Herzogs- 
briefe von 1495 ihr volles Ziel erreichte. Das ganze zu dieser 
Zeit vorhandene Gebiet (mit Ausnahme der Grafschaft Mömpel- 
gard, von der nicht weiter die Rede sein wird) wurde zu einem 
einzigen Reichs-Mannslehen erhoben, unter Aufhebung der dem 
historischen Gang der Vergrösserung des Territoriums gemässen 
Auffassung, welche im Territorium eine Menge einzelner lehenbaren 
oder eigenen Besitzungen erblickt. 

Zu diesem Bestand des Herzogthums brachte aber die Folge- 
zeit bedeutenden Zuwachs. Nahm derselbe auch nicht an der 
Eigenschaft des Reichslehens Theil, so kam er diesem doch 
allmälig darin gleich, dass man ihn zusammen mit dem Herzogthum 
als Familienfideicommiss ansah, in Beziehung auf die Verbindung 
mit dem Lande (Staate) gleich behandelte und dieselben Grund- 
sätze der Unveräusserlichkeit, Untheilbarkeit und Vererbung nach 
Erstgeburt darauf anwandte. Die Nutzungen dieses ganzen Com- 
plexes flössen in die herzogliche Kammer, welcher in ungetheilter 
Weise die Ausgaben für Haus und Land oblagen und die darum 
unter einer gewissen Controle der Stände stand. Diess erweckte 
in den Herzogen den Wunsch, ein Vermögen zu besitzen, das 
der Aufsicht der Stände entzogen wäre und dessen Nutzungen 
für die Ausgaben des Landes nicht reclamirt werden könnten. 
Dieser Wunsch fand in dem von Herzog Eberhard III. begründeten, 
späterhin vergrösserten, sog. Kammerschreibereigut, einem grossen 
Complexe neuer Erwerbungen, der gleichfalls als Familienfidei- 
commiss galt, seine Befriedigung. 

Dazu kam endlich noch das herzogliche Schatullvermögen, 
das vom Familienfideicommissverband nicht ergriffen wurde. 

Neue Erwerbungen sollten, wenn nicht ein Anderes aus- 
drücklich bestimmt wurde, dem Familienfideicommiss zuwachsen. 

Diese Anschauung findet sich noch bei Breyer (elementa 
juris publici Wirtembergici 1787), der hienach eintheilt: 1) das 
generelle Familienfideicommiss, nämlich das Herzogthum und die 
demselben nachher incorporirten neuen Erwerbungen, 2) das 
Familienfideicommiss im engern Sinn, bestehend durchaus aus 
Erwerbungen, die erst nach Errichtung des Herzogthums gemacht, 
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aber diesem nicht incorporirt wurden ; beide stimmen darin über- 
ein, dass sie unveräusserlich sind und nach Erstgeburtsrecht ver- 
erben ; das erstere aber ist ein Mannslehen, das beim Aussterben 
des Mannsstammes an das Reich fällt, während das zweite in 
diesem Fall vom ersten sich scheidet und an die weibliche Linie 
kommt. Dieses Familienfideicommiss im engern Sinn soll dann als 
einen besonderen Theil unter sich begreifen das Kammerschrei- 
bereigut, das ebenfalls vom einzelnen Besitzer in seiner Substanz 
nicht angegriffen werden darf, dessen Einkünfte aber in die 
herzogliche Schatulle fliessen und zu des Herzogs freiester Dis- 
position stehen. 

An dieser Darstellung ist nun vor Allem falsch die Beziehung, 
in welcher die Incorporationen zum Lehenverband des Herzog- 
thums erscheinen. Der Unterschied von incorporirten und nicht 
incorporirten Erwerbungen hatte seine Bedeutung lediglich darin, 
dass die einen an der ständischen Verfassung theilnahmen, die 
anderen nicht. Aber es ist auch die ganze Auffassung, wenn 
gleich historisch erklärbar, unrichtig und verwirrend. 

Das sog. Kammerschreibereigut, wenn man es als Complex 
der neuen Erwerbungen auffasst, ist so wenig Familienfidei- 
commiss, Privateigenthum der herzoglichen Familie, als das in- 
corporirte Land. Bequemt man sich auch der alten Anschauung, 
welche Hoheitsrecht und Privatrecht nicht scharf zu scheiden wusste, 
so ging doch das Rechtsverhältniss des Landesherrn zum Kammer- 
schreibereigut weit hinaus über das Privatrechtsverhältniss auch 
nach damaligen weiten Begriffen. Es mag nicht gefehlt haben 
an Theilen des Kammerschreibereiguts, die keinen andern Herrn 
hatten , als den Rechtsvorgänger des Herzogs , auch mögen alle 
Dienste und Abgaben, wie sie nach besondern Titeln oder Her- 
kommen von den Insassen dieser Erwerbungen geleistet wurden, 
als privatrechtliche Dienste und Abgaben angesehen werden: 
immer bleibt noch eine darüber hinausgehende Gewalt der Her- 
zoge übrig, die Nichts Anderes ist, als die Landeshoheit. Das 
Kammerschreibereigut war also ein zwar der Landeshoheit der 
Herzoge unterworfenes, nicht aber der ständischen Verfassung 
theilhaftiges Land. Es bildete mit dem übrigen Land ein Ganzes, 
weil man den gleichen Grundsatz der Untheilbarkeit, Unveräusser- 
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lichkeit und Vererbung nach Erstgeburt darauf anwendete, es 
war sogar mit Ausnahme der aus denselben fliessenden Einkünfte 
in den allgemeinen Verwaltungsorganismus des Landes aufge- 
nommen und den allgemeinen Landesgesetzen und Einrichtungen 
unterworfen ; aber es hatte keine ständische Vertretung, sämmtliche 
Einkünfte, auch die Steuern, flössen in eine besondere, der 
ständischen Einwirkung durchaus entzogene Casse und es galt 
zum Theil als Ausland in Beziehung auf Zoll, Abzug und Nach- 
steuer. 

Aber auch einen Abgang erlitt bald darauf das Württember- 
gische Gebiet , durch das Ausscheiden nämlich der reichsritter- 
schaftlichen Güter in Folge der Erhebung der schwäbischen Ritter- 
schaft in den Stand der Reichsunmittelbarkeit 1559. 

Werfen wir nun auch einen Blick auf die Bestandtheile des 
auf Württembergischem Gebiete befindlichen Volks. 

Vor Allem treten uns in der frühern Zeit entgegen die Prä- 
laten und die Ritter. Ein sehr bedeutender Theil des Landes 
war, wie anderwärts in Deutschland, in der Hand der Klöster 
und Stifter und des Adels. Ihr Verhältniss zu ihrem Gebiet und" 
dessen Insassen lässt sich gleichfalls nicht vollkommen in den 
privatrechtlichen Rahmen spannen; sie waren so zu sagen, aus 
dem gleichen Zeuge, wie der Landesherr und nur an thatsäch- 
licher Macht unter ihm. Auch unter den Insassen ihrer Gebiete, 
den Hintersassen, mag sich mancher einst freie Mann befunden 
haben, der in der finstern Zeit der Auflösung der Gesellschaft 
den Schutz des Mächtigeren um den Preis eines Theiles seiner 
Freiheit gewann, ein Prozess, der sich nun im Verhältniss seines 
Schutzherrn zu dem wieder nur factisch mächtigeren Nachbar, 
dem spätem Landesherrn , wiederholte , um hier unter Hinzutritt 
anderer günstiger Umstände zur Landeshoheit zu führen. Weil 
die erstere kleinere Entwicklung der zweiten grösseren voranging 
und Prälaten und Ritter schon als -Gebietsherrn neben dem Grafen 
standen, ehe sie sich seinem Schutz unterwarfen, so treten nun 
auch die Hintersassen jener Beiden nicht in ein unmittelbares 
Verhältniss zum Grafen, waren ihm gegenüber vielmehr von ihren 
Gebietsherrn vertreten. 

Hat man auf diese Weise die Entstehung des Verhältnisses 
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der Hintersassen zum Ritter oder Kloster und der letzteren zum 
Landesherrn sich vorzustellen, so war es auch möglich, dass 
selbst nach Vollendung dieser Entwicklung gleiche Verhältnisse 
durch Nachbildung neu ins Leben traten. Auf der andern Seite 
konnte in der Richtung eine Bewegung eintreten, dass die 
schwächeren dieser kleineren Kreise sich an andere anschlössen 
oder der Gebietsherr wenigstens seine aus der früheren Coordi- 
nation entspringende bevorzugte Stellung verlor und in die Masse 
des Volks zurücktrat, wie dies bei dem grössten Theile der 
Stifter und Klöster der Fall war. 

Der spätere Landesherr selbst war ursprünglich ein solcher 
Gebietsherr mit seinen Hintersassen; er wuchs nicht bloss durch 
den Anschluss der seinen Schutz suchenden andern Gebietsherrn, 
sondern wesentlich auch dadurch, dass die Gebiete mit ihren 
Hintersassen aus dem Verhältniss zu ihren Gebietsherrn in das 
zum Landesherrn durch Eroberung, Kauf etc. übergingen. 

So bestanden die Insassen des Württembergischen Landes 
ausser dein Landesherrn und seiner Familie aus dem Adel, den 
Klöstern und Stiftern, und deren Hintersassen, sowie aus den 
Hintersassen des Landesheim. 

Betrachten wir diese verschiedenen Classen in ihrer Be- 
ziehung zum Landesherrn, so trat diese Beziehung, wie schon 
angeführt wurde, fast ganz zurück bei den Hintersassen des 
Adels, der Klöster und Stifter, die nur durch das Band einer 
beschränkten Jurisdiction des Landesherrn mit diesem verbunden 
waren und hiefür eine Abgabe an ihn entrichteten, im Uebrigen 
mit ihien Diensten und Abgaben an ihren Gebietsherrn gewiesen 
waren, so dass ein Anspruch des Landesherrn nicht anders als 
mit Genehmigung des ersteren verwirklicht werden konnte. 

Diese Herren selbst, die Ritterschaft und die Prälaten, fassten 
ihr Verhältniss, seiner Entstehung aus einer coordinirten Stellung 
gemäss, durchaus privatrechtUch auf; sie erkannten keine anderen, 
als auf bestimmte Rechtstitel gegründete Pflichten, und es konnte 
nicht ausbleiben, dass die Entwicklung des Staates in ihnen 
Feinde finden musste, die entweder ausscheiden oder sich unter- 
werfen mussten, sollte der staatliche Gedanke sich verwirklichen. 
Jedenfalls waren in ihnen die staatsbildenden Elemente nicht 
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zu suchen, sondern in den Hintersassen des Landesherrn. Auf 
diesem Gebiet hatten sich schon die Anfänge einer obrigkeitlichen 
Ueber- und Unterordnung gebildet, als das Verhältniss zu Prä- 
laten und Rittern noch ganz auf der Grundlage gleicher Stellung 
ruhte. Jeder neue Zuwachs an unmittelbaren Hintersassen war 
ein neuer Schritt in der staatlichen Entwicklung, weil mit dem 
Wachsthum des Landes das Ansehen des einen Herrn wuchs, 
und die Stellung des Einzelnen eine um so tiefere und fernere 
wurde, je grösser der Kreis derjenigen, die darin sich gleich- 
standen, dass sie einen und denselben Herren über sich hatten. 

Freilich waren sie im Uebrigen ursprünglich sehr verschie- 
dener Art: Leibeigene, gefällpfuchtige Bauern, arme Ritter und 
Klöster — sie alle wuchsen nach und nach, weil sie weder 
einzeln sich selbstständig zu stellen stark genug noch unterein- 
ander verbunden waren, zu einer einzigen Masse von Unterthanen 
zusammen, ein Prozess, dessen Unvermeidlichkeit in dem mehr 
und mehr sich geltend machenden Bedürfniss einer staatlichen 
Gewalt auf der einen Seite und andererseits der Unfähigkeit der 
Reichsstaatsgewalt, diesem Bedürfniss zu genügen, begründet war. 

Aber immer noch war kein anderer Weg der Entwicklung 
einer obrigkeitlichen Gewalt gegeben, als die Zurückführung ihrer 
Ausflüsse auf die Befugnisse des Schutzherrn, des Patrimonial- 
herrn etc., oder auf das gar sehr zu Statten kommende, als 
Rechtstitel überall anerkannte Herkommen; noch immer wirkte 
das ursprüngliche Coordinations - Verhältniss nach, und übertrug 
sich selbst auf die neuen, aus einem andern Grund erwachsenden 
Bildungen unter dem Schutze der eine solche Auffassung ermög- 
lichenden, weil die unnatürliche Trennung wieder zur Einheit 
zurückführenden, Reichsstaatsgewalt. 

Dies war der Boden, auf welchem die württembergische 
Verfassung entstand. Ihre Anfänge fallen in die Zeit, da eine 
grosse Zahl von Rittern und Klöstern noch das Bewusstsein ihrer 
Selbstständigkeit und die Macht, demselben Geltung zu verschaffen, 
besessen, und aus der schon zusammengeschmolzenen, aber un- 
organisirten Masse der Unterthanen sich der Bürgerstand der 
Städte mit neuem Leben heraushob. 

Reyscher (Einleitung in die Sammlung der Württ Staats- 
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grundgesetze , Bd. I. S. 81 fl.) nimmt an, die ständische Ver- 
fassung Württembergs sei auf die altgermanischen Landtage und 
das hierauf sich gründende, bis in die Mitte des 13. Jahrhunderts 
fortdauernde alte Württembergische Landgericht, auch Landtag 
genannt, zurückzuführen. Dieser alte Landtag habe sich nämlich 
nach Aufhebung des Landgerichts in dem adeligen Rathe der 
Fürsten fortgesetzt, der nach Umständen erweitert und, wo das 
Interesse der Prälaten berührt wurde, mit solchen vermehrt und 
endlich durch Anschluss der Städte zum Landtag wurde. 

Es mag allerdings im Allgemeinen der gleiche Grund den 
alten wie den neuen Landtagen untergelegen sein, die factische 
Notwendigkeit, für das was geschehen sollte, den Willen derer 
zu gewinnen, durch die es geschehen sollte, und die es, wenn 
sie wollten, verhindern konnten. 

Aber die Stellung der Ritter und Prälaten zur Zeit der Ent- 
stehung der ständischen Verfassung ist doch im Uebrigen un- 
endlich entfernt von ihrer Stellung auf den alten Landtagen. Bei 
diesen letzteren war es das Bewusstsein einer Zusammengehörig- 
keit und eine Theilnahme an gemeinsamen Angelegenheiten, was 
sie veranlasste. Gerade umgekehrt waren zur Zeit der Ent- 
stehung der ständischen Verfassung egoistische Vereinzelung und 
Entfernung vom gemeinsamen Interesse bei Prälaten und Rittern 
zu finden : die Prälaten insbesondere verhielten sich in vornehmer 
Zurückgezogenheit; bedurfte der Landesherr ihrer, so mochte er 
sie aufsuchen und ihren guten Willen gewinnen; die Ritter er- 
scheinen zwar noch vielfach in der Umgebung des Herrn und 
bilden seinen Rath: aber wohl kaum werden es die mächtigen 
derselben gewesen sein, die diese Stellung suchten; wie wäre 
es sonst erklärlich gewesen, dass die Ritter schon in der Mitte 
des 16. Jahrhunderts sich gänzlich dem Lande entzogen, ohne 
dass darum die adelige Umgebung des Herzogs zu existiren auf- 
hörte. 

Man muss in den Städten die Grundlage für die neue stän* 
dische Verfassung suchen; sie gaben den Kern, an den man die 
beiden staatsfeindlichen Elemente der Prälaten und Ritter anzu- 
fügen theils mit theils ohne Erfolg bemüht war. 

Je egoistischer die Haltung der beiden ersten Stände wurde, 
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desto stärker war der Landesherr in der Verwirklichung des 
Staatsgedankens an den dritten Stand gewiesen. Das beider- 
seitige Interesse musste sie zusammenführen; kein in der Mitte 
stehender Herr trennte sie. Das Land (im Gegensatz gegen Prä- 
laten und Ritter), durch das neuerwachende Leben in den Städten 
in seinen Bestandtheilen sich nähernd und in vielfachen Wechsel- 
verkehr gebracht, begann nun eine Reihe von Bedürfnissen zu 
empfinden, deren Befriedigung nur durch Zusammenwirken zu 
erwarten war, und darum als gemeinsame Angelegenheit er- 
scheinen musste; das einzige Band aber, das sie alle band, war 
das Verhältniss zum Landesherrn ; ganz naturgemäss mussten Aller 
Blicke nach ihm sich wenden und in ihm das zusammenfassende 
Centrum ihrer gemeinsamen Interessen finden; damit kam man 
aber dem eigenen Gedanken des Landesherrn, der von seiner 
Höhe aus früher den Begriff der Einheit erkannt hatte, entgegen. 

In welcher Form war die Verwirklichung des so erwachenden 
staatlichen Gedankens zu erwarten? immer noch bestand die 
privatrechtliche Abgrenzung des gegenseitigen Verhältnisses zwi- 
schen Landesherren und Unterthanen, in der Form der gegen- 
seitigen Vereinigung musste sich daher auch der neue Gedanke 
verwirklichen ; auch das war naturgemäss, dass die Initiative vom 
Landesherrn ausging, er selbst musste dem geschilderten gegen- 
seitigen Verhältniss gemäss die Bedürfnisse des Landes als seine 
eigenen erkennen, in seiner Person allein war die Organisation 
des Gemeinsamen enthalten. 

Gleich in ihrem ersten politischen Auftreten erscheinen die 
Städte als die Vertreter des Interesses von Land und Haus, deren 
Uebereinstimmung mit den wichtigen Schritten auf diesem Gebiete 
als wünschenswerth und als die beste Garantie für den Bestand 
derselben angesehen wird; so werden sie beigezogen zur Be- 
kräftigung von Hausverträgen über die Vererbung des Landes, 
bei Veräusserungen von Landestheilen wird ihre Stimme gehört, 
vormundschaftliche Regierungen werden theilweise in ihre Hände 
gelegt, bei Schutz- und Trutzbündnissen wird ihre Zustimmung 
eingeholt — durchaus Verhältnisse, bei denen die Bevölkerung 
des Landes selbst betheiligt und deren einseitige Normirung sie 
zu hindern im Stand war. 

Zeltichr. f. Staatow. 1809. I. Heft. 11 
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Schon kam es aber auch vor, dass man die Städte um ihre 
directe Hülfe anging (so 1462 bei drohendem Krieg), und selbst 
ein landschaftliches Controlrecht gegenüber dem fürstlichen Fi- 
nanzhaushalt tritt schon 1478 auf. 

Es lässt sich annehmen, dass die Bedeutung, welche die 
Städte durch ihre thatsächliche Macht erhalten, sich anfänglich 
in der Weise geltend machte, dass der Fürst sie einzeln für sich 
zu gewinnen suchte; selbst Herzog Ulrich noch schlug diesen 
Weg ein. 

Der Fortschritt lag in der Vereinigung aller in einer Ver- 
sammlung; ein wirklicher Fortschritt war es, weil dadurch der 
Gedanke der Einheit des Landes einen neuen Ausdruck und die 
beste Garantie erhielt und weil damit für Beseitigung der ver- 
wirrenden Identificirung von Regentenhaus und Land beziehungs- 
weise von Staat und Privateigenthum der Weg eröffnet war, be- 
sonders durch die nun unausbleibliche Einführung der Majorisirung. 

Auf der andern Seite enthielt diese Entwicklung auch be- 
denkliche Seiten ; mit der selbstständigen Organisation der Be- 
völkerung des Landes dem Fürsten gegenüber war die Gefahr 
missbrauchlicher Verwendung dieser gewaltigen Macht gegeben ; 
wie schnell die Stände des Besitzes der thatsächlichen Ueber- 
macht sich bewusst wurden, das lehrt die ohne Weiteres von ihnen 
vorgenommene Absetzung des zweiten Herzogs, Eberhards des 
Jüngern, 1498. 

Auch eine andere Gefahr trat jetzt schon nahe. In der Bei- 
ziehung einzelner Glieder der Stände unter die Räthe des Fürsten, 
in -ihrer Berufung als Regentschaftsrath hatte sich die thatsäch- 
liche Bedeutung derselben von Anfang an zu erkennen gegeben; 
dies dauerte auch fort, als allgemeine Versammlungen aufkamen; 
wie leicht war es nun möglich, einen solchen den Ständen ent- 
nommenen Rath als Vertreter der Versammlung zu betrachten 
und ihre Macht an ihn übergehen zu lassen. Jetzt noch wurde 
die Gefahr einer solchen oligarchischen Einrichtung abgewendet; 
doch hatte der nach Entfernung Eberhards des Jüngern von den 
Ständen eingesetzte Regimentsrath nicht weniger im Sinne, als 
die Verewigung seines Regiments, dessen Beseitigung dem Kaiser 
zu verdanken war. 
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Ihre erste Entwicklung schloss die ständische Verfassung 
Württembergs in dem sog. Tübinger Abschied von 1514; ja es 
ist dieser Act so sehr als der bedeutendste in der ganzen Württ. 
Verfassungsgeschichte zur Zeit des deutschen Reiches anzusehen, 
dass Alles Nachfolgende nur als nähere Normirung und Ausfüh- 
rung der hier ausgesprochenen, ohne Aenderung beibehaltenen, 
Prinzipien erscheint. 

Von grösster Bedeutung ist der Tübinger Landtag dadurch, 
dass hier zum ersten Male die Stände sich mit dem ganzen Kreise 
der öffentlichen Angelegenheiten, mit der ganzen fürstlichen Ver- 
waltung und mit dem Zustande des Landes im Allgemeinen be- 
schäftigen. 

Beschwerden aller Art hatten sich gegen die liegierung 
Herzogs Ulrich gehäuft, besonders aber war es die Verschwen- 
dung und die Zerrüttung des Finanzhaushalts, die das Missfallen 
erregte und endlich durch die im Gefolge befindlichen Steuer- 
bedrückungen zu offenem Volksaufstande führte. Eine Zusammen- 
berufung der Stände war nun unvermeidlich ; nicht nur war dies 
das einzige Mittel , die aufgeregten Gemüther zu beruhigen ; es 
war insbesondere nothwendig, weil der Herzog Geld brauchte 
und von Fortsetzung der gewaltthätigen Mittel zur Beischaffung 
desselben ein günstiger Erfolg nicht zu erwarten war. 

Was nun in Tübingen vor sich ging, war ein reiner Vertrag 
zwischen Regent und Ständen, durch welchen auf der einen Seite 
gewisse peeuniäre Leistungen zugesagt, auf der andern Seite die 
Beseitigung von Missbräuchen versprochen und gewisse Rechte 
des Landes gewährt, beziehungsweise anerkannt wurden. Es 
verpflichtete sich nämlich die Landschaft, zur Abtragung herzog- 
licher Schulden fünf Jahre lang je 22,000 fl. beizutragen , einen 
weiteren Beitrag hiezu sollten die Prälaten geben, und ausserdem 
übernahmen die Stände noch 800,000 fl.; der Einzug, die Ver- 
wendung für die bestimmten Zwecke und die Verrechnung dieser 
Summe sollte unter bestimmter ständischer Theiluahme geschehen ; 
dagegen sollte der Herzog den üblichen Landschaden nicht mehr 
fordern ; Kriegshülfe sollte er nur verlangen für von der Landschaft 
genehmigte Kriege, nach Umständen auch schon für die mit Vor- 
wissen der Landschaft begonnenen; Prälaten und Landschaft sollten 

11* 
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mit keiner Schätzung oder andern ausserordentlichen Hülfe oder 
Beschwerde mehr belegt werden ; kein Theil des Landes sollte 
ohne Genehmigung der Landschaft versetzt oder veräussert werden; 
wegen Besetzung der öffentlichen Dienste wurden besondere Zu- 
sicherungen gegeben; die Landesgesetzgebung sollte zur Be- 
seitigung der Beschwerden unter Beiziehung der Landschaft ge- 
ordnet werden; dem Volke endlich wurde das Recht der Aus- 
wanderungsfreiheit und das Recht auf ordentliche Gerichte in 
peinlichen Sachen zugesichert. 

So enthält dieser Vertrag die vollständigen Grundzüge einer 
Verfassung, die Stände sind als ein rechtlicher Körper anerkannt 
und als ein nothwendiges Glied in den Staatsorganismus auf- 
genommen; es ist ihre den Willen des Regenten beschränkende 
Stellung in allen Hauptpunkten — Steuerwesen, Krieg und Frieden, 
Gesetzgebung — mehr oder weniger genau bestimmt, das Staats- 
gebiet ist als Gegenstand der L a n d e s Verfassung anerkannt, auch 
die wichtigsten Punkte der Verwaltung finden eine Berücksich- 
tigung, womit im Prinzip auch sie für Land es Sache erklärt 
wird; endlich sind es die Grundrechte des Volkes, die uns hier 
schon entgegentreten und unter den Schutz der Stände gestellt 
werden. 

Das ursprünglichste aller dieser Hechte ist das Selbstbe- 
steurungsrecht ; es bestand von Anfang an und ergab sich von 
selbst aus der Auffassung des Verhältnisses zwischen Regent und 
Volk; ihm steht vollkommen gleich das Recht des Landes in 
Beziehung auf die Kriegshülfe. Dieses Selbstbesteuerungsrecht 
war das Vehikel für alle übrigen Rechte. Der Herzog bedurfte 
Geld, man konnte es ihm geben oder nicht, man konnte daher 
auch Bedingungen an die Verwilligung knüpfen. Eine dieser 
Bedingungen war die Verwendung für bestimmte, von den Ständen 
anerkannte Zwecke und die ständische Controle dieser Verwendung; 
hierin lag das künftige Landschaftscassen- und Steuerwesen vor- 
gezeichnet. Eine andere Bedingung war die Beseitigung der 
Beschwerden durch eine gemeinschaftlich mit den Ständen vor- 
genommene Gesetzgebung. Dieses letztere Recht ist freilich noch 
sehr unbestimmt normirt, wie es denn auch in der ganzen Pe- 
riode der altständischen Verfassung hinter dem Selbstbesteuerungs- 
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recht sehr zurücktritt; der Grund dieser Erscheinung ist leicht 
einzusehen: wie die erste ständische Theilnahme an der Gesetz- 
gebung einfach als Bedingung der Geldverwilligung auftritt, so 
liegt in dem Selbstbesteuerungsrecht jederzeit das Mittel, auch 
in der Gesetzgebung ein tnaassgebendes Wort zu sprechen. 

Unstreitig waren es nicht blos egoistische Einzelinteressen, die 
in diesem Vertrage ihren Ausdruck fanden , vielmehr war es das 
Bewusstsein gemeinsamer Interessen und das Bedürfniss einer 
einheitlichen organischen Verbindung der bis dahin nur in Ver- 
einzelung an den einen Regenten geknüpften Bestandtheile des 
Landes unter einander; es war der Uebergang aus einer blossen 
Hausverfassung in eine Landesverfassung, aus einer privatrecht- 
lichen Aggregation in einen staatlichen Organismus, der sich in 
der bisherigen Entwicklung geltend machte und im Tübinger Ab- 
schied seinen ersten Abschluss fand: aber ihre Form musste die 
neue Gestaltung von der alten, in der sie ihren Ausgangspunkt 
hatte, entlehnen. Damit steht es auch im Zusammenhang, dass 
der Kaiser den Tübinger Abschied bestätigte und unter seinen 
Schutz stellte. 

Die ganze nun folgende Reihe von Landtagen stellt eine 
Wiederholung des Tübinger dar; veranlasst immer durch Geld- 
bedürfnisse des Fürsten, waren sie regelmässig der Ort zur Vor- 
bringung der Landesbeschwerden und zur Geltendmachung der 
ständischen Wünsche; die unmittelbaren Gegenstände der Bera- 
thung wurden freilich andere und zahlreichere, insbesondere die 
Kirchenverbesserung und der Uebergang zu einem stehenden Heere 
beschäftigten die Stände vielfach ; aber selbst der sog. Erbvergleich 
von 1770 (zwischen den Ständen und dem Herzog Carl), so 
zu sagen die zweite Codifieation der Württembergischen Ver- 
fassung, reichte in den Prinzipien nicht über den Tübinger Ab- 
schied hinaus. 

Erst mit der französischen Revolution kamen neue Ideen und 
wurde das Bestreben sichtbar, der vorhandenen Verfassung Ge- 
danken, die ihr ursprünglich fremd waren, unterzulegen und sie 
so im Wege der Interpretation umzuwandeln; besonders bemer- 
kenswert!) war in dieser Beziehung die Behauptung, das passive 
ständische Wahlrecht komme jedem Württembergischen Bürger 
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zu und der Versuch, diese Ansicht für den Landtag von 1797 
praktisch geltend zu machen. 

Von einigen für die Entwicklung der Verfassung sehr we- 
sentlichen Punkten haben wir bisher zu sprechen unterlassen und 
holen das Versäumte nun in wenigen Worten nach; es sind die 
Veränderungen in Betreif des Ritter- und Prälatenstandes und die 
Bildung der Ausschüsse. 

Wir haben schon oben daran erinnert, dass die Landeshoheit 
naturgemäss im Ritterstand einen Gegner fand, der entweder 
unterworfen oder ausgestossen werden musste; die Aufnahme 
und Kräftigung des dritten Standes und die Entfremdung des 
ersten Standes standen in wechselseitigem Causalitätsverhältniss ; 
die Veranlassung der Landtage waren die Geldbedürfnisse des 
Fürsten; eine Theilnahme an denselben bedrohte die Ritter mit 
aem Verluste ihrer Freiheit von Abgaben aller Art; in der Ver- 
waltung ihrer eigenen Gebiete wollten sie gleichfalls ihre Freiheit 
möglichst wahren und für die Verwaltung des übrigen Landes 
fehlte es ihnen am Interesse. So kam es, dass sie vom Anfange 
der Entstehung einer ständischen Verfassung an sich mehr und 
mehr gleichgültig zeigten und schon auf dem Tübinger Landtage 
nicht mehr erschienen. Auch die spätem Versuche, sie dem 
Land mehr zu nähern, fanden in der Verschiedenheit der Inte- 
ressen ein unüberwindliches Hinderniss, und so war es kaum zu 
bedauern, dass 1559 die im Grunde längst schon bestehende 
Trennung vom Lande formlich ausgesprochen wurde. Der Fort- 
bestand der Lehenverhältnisse führte freilich zu vielfachen In- 
convenienzen und interessanten Verwicklungen (s. Häberlin, deut- 
sches Staatsrecht Band 3. S. 557 flg.), wovon jedoch hier weiter 
zu reden nicht der Ort ist. 

Auch die Prälaten hatten sich vom Lande loszumachen ver- 
sucht, aber mit weniger günstigem Erfolg; um so enger musste 
nun ihre Verbindung mit dem Lande werden und sie erscheinen 
fortan als mitiathend und mitthatend im engsten Anschluss an 
den dritten Stand. Von grösster Bedeutung für ihre Stellung war 
jedoch die Reformation mit ihren Folgen. Nun wurden die — 
jetzt evangelischen — Prälaten vom Herzoge ernannte und besoldete 
Kirchendiener ohne kirchliches Gebiet und Vermögen, welch' 
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letzteres nun das vom Staat verwaltete Kirchengut bildete, wäh- 
rend das bisherige kirchliche Gebiet unmittelbares Staatsgebiet 
wurde. 

Die wichtigste aller Erscheinungen auf dem Gebiete der 
Württembergischen Verfassung war unstreitig die Entstehung des 
sog. Ausschusses. Auch seine Entstehung stand in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem ständischen Steuer - Verwilligungsrecht. 
Schon für die Vollziehung und Controle der auf dem Tübinger 
Landtage verwilligten Steuer wurde eine ständische Deputation 
niedergesetzt und auch fernerhin kamen solche Ausschüsse vor. 
Zur bleibenden Einrichtung wurde er aber erst seit 1554 ein- 
gesetzt, wieder zunächst zur Controlirung der Verwendung der 
für die Bezahlung herzoglicher Schulden verwilligten Gelder und 
weiter zur Vertretung des Landtags in seiner Pflicht zur Sorge 
für das allgemeine Wohl und zum Schutz der Landesrechte. Die 
Grenze seiner Befugnisse war nicht genau bestimmt; allmälig 
wusste er sich jedoch nicht nur das ständische Mitwirkungsrecht 
bei der Gesetzgebung, sondern auch grösstentheils die ständischen 
Rechte in Beziehung auf das Finanz- und Steuerwesen anzueignen, 
wodurch die Thätigkeit der allgemeinen Landtage zu seltener und 
untergeordneter wurde. Diese grosse Gewalt in den Händen 
eines kleinen (G Mitglieder) sich selbst ergänzenden Collegiums 
konnte der Ausbildung der ständischen Verfassung nur schaden; 
der repräsentative demokratische Gedanke, auf dem der Fort- 
schritt derselben beruhen musste, war in Gefahr, von dieser 
aristokratischen Einrichtung verdrängt zu werden, die unter un- 
günstigen Umständen zu einer Verbindung mit dem Landesherrn 
und einer oligarchischen Despotie führen konnte, und wirklich 
durch eine solche Verbindung das Aufkommen der ärgsten Miss- 
bräuche möglich gemacht hat. 

Und nun wenden wir uns zur Darstellung der Württember- 
gischen Verfassung, wie sie in der letzten Zeit ihrer Existenz 
bestanden hat. 

Zwei Fragen haben wir zu beantworten: in welcher Weise 
entstand der den Willen des Regenten beschränkende Wille? und 
worin bestand diese Beschränkung ? 

I. Die Organisirung der Stände. 
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Die Landstandschaft kommt zu 

1) 14 evangelischen Prälaten. 

Dieselben sind vom Landesherrn ernannt und besoldet; sie 
sind nicht mehr wie ehedem Vertreter, organische Glieder eines 
(relativ selbstständigen) Körpers; der einzige Körper, dem sie 
abgesehen von ihrer Eigenschaft als Landesangehörige sich ein- 
fügen, ist die Kirche, und in dieser haben sie den Landesherrn 
als obersten Inhaber des Kirchenregiments zu verehren. 

2) 74 Abgeordnete von Städten und Aemtern. 

Die Gemeindeverfassung war in Kürze folgende. In jeder 
Gemeinde bestand ein sog. Gericht, die eigentliche Verwaltungs- 
behörde , ihre Gewalt war der Gemeinde gegenüber fast unbe- 
grenzt; denn der Rath, ein controlirendes Collegium, war mit 
sehr magern Rechten ausgestattet und in gänzlicher Abhängigkeit 
vom Gericht; praktisch noch viel unbedeutender waren die spär- 
lichen Rechte der Bürgerschaft selbst. 

Gericht und Rath wurden ursprünglich periodisch durch die 
Bürgerschaft besetzt, später aber ergänzte das Gericht sich selbst 
und den Rath, wie es auch in der Regel die Gemeindebeamten 
ernannte; Gerichts- und Rathsmitglieder wurden lebenslänglich; 
den Vorsitz des Gerichts hatte in der Stadt der herzogliche Ober- 
amtmann, dem zugleich die Aufsicht über die Verwaltung des 
ganzen Amtes zukam; er hatte nur bei Stimmengleichheit eine 
(entscheidende) Stimme; dem Dorfgericht sass der gewöhnlich 
von der Bürgerschaft gewählte Schultheiss vor. 

Aus dem Gerichte der Städte wurde der Abgeordnete ge- 
wählt; an der Wahl selbst aber hatten auch die zur Stadt ge- 
hörigen Amtsorte durch ihre Magistrate Antheil ; die Bürger hatten 
keinen Antheil. Dem Oberamtmann war jedoch die Theilnahme 
an allen Berathungen der Magistrate über landständische Ange- 
legenheiten ausdrücklich untersagt. 

Die Prälaten empfingen natürlich keine Instruction, da sie 
ja nicht mandirt waren, wohl aber wurde eine solche den Ab- 
geordneten zu Theil, wieder unter Mitwirkung der Magistrate der 
Amtsorte. 

Die Landstandschaft wurde also aufgefasst als eine Vertretung 
der Rechte und Interessen eines bestimmten Bezirks; ausge- 
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schlössen von dieser Vertretung waren die nicht incorporirten 
Orte, ebenso die früheren Klostergebiete; doch mögen in Be- 
ziehung auf die letzteren die Prälaten auch jetzt noch sich als 
zur Wahrung ihrer Interessen berufen gefühlt haben. 

Auf dem Landtag von 1797 machten sich die neuen Ideen 
auch in Beziehung auf die Instruction der Abgeordneten geltend; 
der Abgeordnete, sagte man, sei zwar seinen Mandanten gegen- 
über an dieselbe gebunden, nicht aber der Ständeversammlung 
und dem Regenten gegenüber. 

Die Abgeordneten bezogen Diäten und Reisekosten aus den 
betreifenden Communcassen. 

Bestimmte Landtagsperioden gab es nicht; der Landtag ver- 
sammelte sich nur auf Einberufung und die Einberufung ging nur 
vom Regenten aus ; sie sollte aber erfolgen bei eintretender Regie- 
rungsveränderung und auf die Bitte des Ausschusses. Ebenso geschah 
die Vertagung oder Schliessung des Landtags durch den Regenten. 

Der Berathung in der Versammlung ging die (wichtigere) 
Berathung im Ausschuss voran; erst der Landtag von 1797 
emancipirte sich hievon. 

Die Abstimmung geschah nach absoluter Stimmenmehrheit, 
wobei die ganze Versammlung als ein corpus betrachtet wurde. 

Neben der Ständeversammlung bestand der Ausschuss, als 
engerer (2 Prälaten und 6 Landschaftsmitglieder) oder als weiterer 
(verdoppelt) ; der engere Ausschuss ergänzte sich selbst und den 
weiteren ; die Ständeversammlung hatte aber das Recht, im Ganzen 
oder Einzelnen Veränderungen vorzunehmen. Die Ausschuss- 
Mitglieder bedurften der Bestätigung des Regenten. Der engere 
Ausschuss versammelte sich nach Gutdünken; der grössere auf 
den Wunsch des engern nach Einberufung durch den Regenten. 

Auch der grössere Ausschuss konnte von der Ständever- 
sammlung noch verstärkt werden ; auf der andern Seite hatten 
selbst die in Stuttgart gerade anwesenden Mitglieder des engern 
Ausschusses gewisse Rechte, insbesondere das Recht, den engern 
Ausschuss einzuberufen. 

II. Rechte der Stände. 

Die Beschränkung des Regenten durch die Stände ist in 
folgenden Punkten hauptsächlich enthalten: 
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1. Das ursprünglichste und die andern tragende Recht 
ist das Recht der Selbstbesteuerung. Erwachsen auf dem Bo- 
den der privatrechtlichen Verbindung zwischen Regent und Land 
hat es aus leicht erklärlichen Gründen sich erhalten auch zu 
einer Zeit, da jene Anschauung einer fortgeschritteneren Platz ge- 
macht hatte. 

Abgesehen von den vielen nicht als Steuern angesehenen, 
einer Verwilligung nicht unterliegenden, in die herzogliche Kam- 
mercasse fliessenden Abgaben aller Art, zu denen auch viele 
gebührenartige Bezüge und selbst der Zoll und das Umgeld ge- 
hörten, kamen in Württemberg zweierlei Steuern vor, eine 
directe und eine indirecte : diese , die Accise , vom Verkauf ge- 
wisser Gegenstände und von Liegenschaftscontracten , jene eine 
auf die Grundstücke , Gefälle , Gebäude und Gewerbe des Landes 
umgelegte Steuer. In Beziehung auf beide Arten von Steuern 
waren die ehemaligen Klosterhintersasseu den übrigen Unterthanen 
gleich, nur dass ihr Beitrag an der directen Steuer in das Drittel 
eingerechnet wurde, das an dieser ganzen Steuer dem Kirchen- 
gut zu tragen oblag. 

Die beiden Steuern flössen in eine unter der Verwaltung 
der Stände stehende Casse und wurden nach der bestimmten Ver- 
abschiedung verwendet. Im weiteren Zusammenhang mit diesem 
Recht stand das Recht der Stände, die Verwendung der Kammer- 
einkünfte zu controliren. 

In den nicht incorporirten Landestheilen wurde Accise und 
directe Steuer theils für die Kammer, theils für die Kammer- 
schreiberei erhoben. 

An Bemühungen, die Gefahren, die in der unbedingten 
Steuerverweigerung der Stände lagen, zu beseitigen, fehlte es 
schon im Herzogthum nicht; es ist aber begreiflich, dass sie auf 
dem Boden, auf dem man stand, vergeblich waren. Brachte man 
es auch dahin, dass die Stände eine Pflicht zur Verwilligung an- 
erkannten, so fügten sie dem doch wieder eine Clausel bei, die 
das Anerkenntniss im Wesentlichen wieder aufhob. 

2. Das Recht, Gesetzen ihre Zustimmung zu geben. 
Dieses Recht war selbst zu Ende des Herzogthums noch 

ziemlich unbestimmt und ohne das Selbstbesteuerungsrecht werthlos ; 
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es bestand in der freien Miteinwilligung zu hauptsächlichen 
Abänderungen an allgemeinen Landesgesetzen. 

3. Das Petitions- und Beschwerdenrecht. 

Von diesem Rechte wurde insbesondere bei Gelegenheit der 
Steuerverwilligung fortwährend in vollstem Maasse Gebrauch ge- 
macht. 

4. Das Recht, die Theilnahme des Landes zu einem Krieg, 
der kein Rettungskrieg, von der Zustimmung der Stände ab- 
hängig zu machen. 

5. Desgleichen die Veräusserung von Landes- oder Kammer- 
guts-Theilen, oder deren Beschwerung mit Schulden. 

6. Das Recht, gegen herzogliche Beamte wegen Verletzung 
der Verfassung Criminal-Untersuchung zu veranlassen. 

III. Competenz der verschiedenen ständischen Körper in Be- 
ziehung auf diese Rechte. 

Ausschliessliche Rechte der grossen Versammlung waren die 
Verwilligung der Steuern, und die Zustimmung zu einem Krieg 
oder zur Veräusserung etc. von Landes- etc. Theilen. 

Alle andern Rechte, insbesondere die Verwaltung der Landes- 
casse und die Zustimmung zu Gesetzen, kamen dem engern 
Ausschuss, oder wenn dieser die Sache für so wichtig hielt, dem 
von ihm zu veranlassenden grossen Ausschuss zu. 

Die Ständeversammlung hatte aber das Recht, ihre Befugnisse 
dem grossen Ausschuss zu übertragen. Dies war gerade bei den 
wichtigsten aller ständischen Rechte, bei der Steuerverwilligung 
der Fall. Jährlich sollte diese erfolgen; nach der Praxis aber 
geschah dies so, dass der grosse Ausschuss einberufen wurde 
und nach Einholung der Instructionen der einzelnen Ständemit- 
glieder, die Steuer verwilligte. 

Diese Verfassung, welche zu Ende des Herzogthums viel- 
fachen bittern Tadel fand, und sich keineswegs eines grossen 
Credites erfreute, war es, die man einige Jahrzehnte später als 
den Hort aller Freiheit erhob. 

Sie hat mit allen Verfassungen das gemein gehabt, dass sie 
eine Anwendung in gutem wie in schlechtem Sinne zuliess, und 
in beiden Beziehungen kann sie als Muster dienen. Wenn sie 
aber mit einseitiger Betonung der selbstständigen Stellung des 
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Landes dem Regenten gegenüber als demokratisch bezeichnet 
wurde, so ist das unrichtig. Viel eher möchte sie als auf einer 
Art von Familien - Aristokratie ruhend anzusehen sein; aus einer 
(im Hinblick auf den Effekt gewiss so zu bezeichnenden) Fa- 
milien-Aristokratie gingen die Gerichte der Gemeinden, insbeson- 
dere der Städte, hervor und aus ihnen die Abgeordneten; aus 
dieser Versammlung ging wiederum der Ausschuss hervor, in 
dessen Hand eigentlich die Vertretung des Landes war, und auch 
er ergänzte sich selbst. 

Die ständischen Rechte, aus der Hand dieses Körpers in die 
eines andern übertragen, mussten schon dadurch eine wesentliche 
Veränderung erleiden. 

III. 

Die letzten Zeiten des Bestands der alten Verfassung schienen 
bestimmt, den unvermeidlichen Verlust derselben erträglicher zu 
machen. Von der mit dem Schluss des 18. Jahrhunderts ein- 
tretenden Umwälzung Europas datirt auch die Auflösung der 
Württembergischen Verfassung. Es hätte sein mögen, dass die 
neuen Ideen allmälig auf organischem Wege sich Eingang in die 
Verfassung verschafft und diese, wenn auch wesentlich umge- 
staltet, doch nicht umgestürzt hätten: allein die politischen Er- 
eignisse, in deren Begleitung jene Gedanken auftraten, Hessen 
vorerst keine Zeit übrig für den ordentlichen Verlauf des Pro- 
zesses ; die Umstände geboten ; was im Wege stand , musste 
fallen — so auch die Verfassung. 

Den ersten Anlass zur Bewegung der Gemüther in der 
Richtung der neueren Zeit gab der Landtag von 1797. Die 
Mangelhaftigkeit der ständischen Vertretung und deren Umbildung 
im Sinne der modernen Repräsentation beschäftigte Alle diejenigen, 
die sich für öffentliche Dinge interessirten. Die Ausartung der 
ständischen Einrichtung in die oligarchische Ausschusswirthschaft 
war ein handgreiflicher Misstand , die Landstandschaft der Prä- 
laten entbehrte des früheren Sinnes, die ehemaligen Klosterhinter- 
sassen waren trotz der völligen Gleichstellung mit den übrigen 
Unterthanen ohne Vertretung; es musste eine Umbildung der 
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Repräsentation erfolgen und zwar in neuerem Sinne, wobei ins- 
besondere die bestehenden, mit dem Gedanken der alten Ver- 
tretung durchaus vereinbaren, Ausstände in Beziehung auf Stimm- 
übertragung, Instruirung, Abberufung und Belohnung der Deputirten 
ihre Beseitigung finden sollten. 

Aber nicht blos davon handelte es sich ; andere dringendere 
Fragen stellten sich in den Vordergrund und wurden entscheidend. 
Gehandelt, energisch gehandelt musste in jener Zeit von Jedem 
werden, der sich erhalten wollte; Württemberg gerade ist ein 
Beispiel hiefür: mehrfach auf dem Punkte, aus der Reihe der 
selbstständigen Länder gestrichen zu werden, wurde es nur ge- 
rettet durch die umsichtige Energie seines Regenten. Zum Han- 
deln aber brauchte man Soldaten und Geld, und Beides konnte 
man nur haben, wenn die Stände es verwilligten. Wie nun, 
wenn sie es verweigerten? Eine Verfassungsverletzung war in 
diesem Fall unvermeidlich. Und die Stände verweigerten wirklich 
Geld und Mannschaft, wenigstens gewährten sie es nicht in dem 
Maasse, als es dem Regenten nöthig schien und wohl auch nöthig 
war. Ja noch mehr: während die Stände auf der einen Seite 
ihre Grenze durch Unterhaltung heimlichen Verkehrs mit fremden 
Mächten, durch Usurpation directer Theilnahme an der Politik 
weit überschritten, erschöpften sie auf der andern Seite bis zum 
Widrigen die formelle Berechtigung, indem sie in Augenblicken, 
da die äussern Umstände ein enges Zusammenstehen forderten, 
ihre Hülfe von der Erledigung unbedeutender Reste von Be- 
schwerden, mit deren Beseitigung der Regent in liberaler Weise 
entgegengekommen war, abhängig machten. 

Psychologisch erklärlich bleibt dieses Verhalten der Stände 
immerhin, und selbst nicht unvereinbar mit patriotischer Gesin- 
nung. Man fühlte mehr oder weniger stark, dass der Gedanke, 
auf dem die alte Verfassung ruhte, weichen müsse, und doch 
war es gerade dieser Gedanke, die Selbstständigkeit des Landes 
gegenüber dem Regenten, aus dessen Verwirklichung man die 
glücklichen Zustände des Landes abzuleiten sich längst gewöhnt 
hatte; man empfand, dass man um Tod und Leben eines Prin- 
zipes kämpfe. 

Erklärlich ist es aber auch , wenn auf der andern Seite der 
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Regent nicht blos unverwilligte Mannschaft aushob und unver- 
willigte Gelder einzog, sondern in jeder andern Weise, insbe- 
sondere mit Untersuchungen und Verhaftungen, den Ständen auf 
das Schroffste entgegentrat. 

Es war, als sollte die logische Unmöglichkeit der bestehenden 
Verfassung an einem grossen argumentum ad hominem dargethan 
werden, bevor dieselbe ihr thatsächliches Ende fand. Und doch 
hatte man jetzt noch Kaiser und Reich, ja es wurde nie mehr 
von beiden Parlhien die oberstrichterliche Gewalt des Reiches 
angerufen, als eben in diesem Kampfe. Wie aber, wenn diese 
die beiden Parthien zur Einheit verknüpfende höhere Gewalt wegfiel ? 

Von welchem Augenblicke an die alte Verfassung als auf- 
gehoben zu betrachten sei, lässt sich eigentlich nicht sagen. Ein 
rechtlicher Act war es nicht, der ihr Ende bestimmte ; thatsächlich 
verletzt wurde sie vielfach noch zur Zeit des Restehens der stän- 
dischen Organisation, und dies steigerte sich bis zu gänzlicher 
Ignorirung; am 15. Dez. 1805 wurde der Ausschuss entlassen, 
aber nur ad interim; die Einberufung erfolgte jedoch nicht mehr; 
mit der Königlichen Würde (Presburger Frieden v. 26. Dezember 
1805) legte sich der Regent auch die absolute Herrschaft an 
und machte sie von der Stunde an geltend durch vollständige, 
mit der bisherigen ständischen Verfassung gänzlich unvereinbare 
Reorganisation des ganzen Staates. Der König selbst, indem er 
seine absolute Herrschaft, „die volle Souveränetät über Unsere 
Lande", auf die erworbene Königswürde stützt, scheint die stän- 
dische Verfassung bis zu diesem Augenblick als rechtlich be- 
stehend anerkannt zu haben; wenn aber der Schluss von der 
königlichen Würde auf die Stellung im eigenen Staate ein falscher 
und rechtlich unzulässiger war, so war eben auch die mit diesem 
Zeitpunkt beginnende absolute Herrschaft eine Verletzung der alten 
Verfassung und in einer Reihe mit den vorangegangenen Ver- 
letzungen, wenn auch die stärkste und letzte, alle vorangegangenen 
in sich schliessende, alle nachfolgenden zu blossen Consequenzen 
herabsetzende. Ausdrücklich für aufgehoben erklärt wurde übri- 
gens die Verfassung am 30. Dez. 1805. 

Wie konnte, müssen wir fragen, aus der Annahme der Königs- 
würde die absolute Herrschaft entstehen ? war die Königswürde ein 
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fester RechtsbegrifF mit dieser rechtlichen Folge, so kam es nun eben 
darauf an, ob sie rechtlich entstanden sei ; war sie es nicht, so fragt 
es sich, ob die absolute Herrschaft zu gleicher Zeil selbstständig ent- 
standen sei ; wir werden also einfach an die Thatsachen gewiesen, die 
der Erwerbung der Königswürde zu Grunde lagen und haben uns 
die Frage vorzulegen, ob in diesen Thatsachen die Begründung 
der absoluten Herrschaft lag. Es war ein Staatsvertrag zwischen 
dem Regenten von Württemberg und dem Kaiser Napoleon (Brunn 
12. Dez. 1805) und ein Staatsvertrag zwischen dem letzteren 
und dem Kaiser von Oestreich (Presburger Frieden), auf was 
sich der König berief; in jenem wurde ihm vom Kaiser Napoleon 
die Königswürde und Souveränetät zugesichert, in diesem eben 
diese Zusicherung vom Kaiser von Oestreich anerkannt. Allein 
rechtlich kann weder aus dem Willen Napoleons noch dem des 
Kaisers von Deutschland, vorausgesetzt dass sie beide diesen 
Willen hatten, die absolute Herrschaft des Württembergischen 
Regenten abgeleitet werden; der Kaiser war sogar verpflichtet, 
die Verfassung der Einzelstaaten zu schützen und einer Verletzung 
von dieser oder jener Seite entgegenzutreten. Die Bedeutung 
dieser Verträge ist nicht die rechtliche Begründung, sondern die 
factische Garantirung der darin ausgesprochenen Souveränetät, die 
Zusage, die vom König aus dieser Souveränetät gezogenen prak- 
tischen Consequenzen nicht hindern oder selbst schützen zu wollen. 
Das deutsche Reich war damals in voller Auflösung, wie die 
Württembergische Verfassung; die ausserordentlichen Anforde- 
rungen der Zeit legten die Unzulänglichkeit beider dar; der 
Einzelstaat war auf sich selbst angewiesen ; der Uebergang von 
der Landeshoheit in den eigentlichen Staat, zur Souveränetät, 
musste den Territorien als Ziel erscheinen ; die Umwandlung des 
Reichs in einen aus souveränen Staaten zusammengesetzten Körper 
war nun nicht mehr aufzuhalten; ein Stück dieses Umwandlungs- 
prozesses waren die Souveränetäts - Erklärungen im Presburger 
Frieden ; das Reich bestand zwar noch und der König von Würt- 
temberg nennt sich noch in dem Manifeste über die Annahme der 
Königswürde „des heil. röm. Reichs Erzpanner und Churfürst"; 
allein die Verbindung mit dem Reiche sollte jetzt eine andere 
werden, die bisher nur thatsächlich bestehende Souveränetät Oest- 
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reichs und Preussens erhielt jetzt eine ausdrückliche Anerkennung 
und wurde auf weitere deutsche Staaten, insbesondere auf Würt- 
temberg übertragen. Von einer Untersuchung des Rechts war 
jetzt nicht mehr die Rede; das natürliche und notwendige nächste 
Ziel war erreicht, Württemberg machte den Anspruch, als sou- 
veräner Staat rechtlich anerkannt zu werden. 

Das konnte unmöglich für die innere Verfassung des Staats 
ohne Folgen bleiben. Die bis zu eigenem diplomatischen Verkehr 
gespannte Selbstständigkeit der ständischen Vertretung war mit 
der Stellung gegenüber einem wirklichen Staatsoberhaupte un- 
vereinbar; der ganze Gedanke der bisherigen ständischen Ver- 
tretung musste innerer Notwendigkeit gemäss mit dem Uebergang 
aus der Landeshoheit in den Staat eine Umwandlung erfahren; 
es konnte sich jetzt nur davon handeln, ob die bestehende Ver- 
tretung gleichfalls die veränderte Stellung begriff und dadurch die 
Einfügung in die neue Verfassung möglich machte oder nicht; 
man gönnte ihr diese Probe nicht mehr; die kaum vergangenen 
Ereignisse machten den Erfolg mehr als zweifelhaft; zu langen 
Verhandlungen, zu gemeinsamer ordentlicher Durcharbeitung der 
sich aufwerfenden Frage schien keine Zeit; man begnügte sich 
daher vorerst, die eine negative Hälfte der als Ziel gesetzten 
Aufgabe, die Beseitigung der bestehenden und im Wege stehenden 
Verfassung, ins Werk zu setzen. 

Thatsachen, nur Thatsachen, kein formelles Recht standen 
also den neuen staatlichen Zuständen Württembergs zur Seite; 
aber der neue Rechtsgedanke machte sich in denselben geltend 
und es Hess sich erwarten, dass, wenn auch die Ungunst des 
Augenblicks ihm die rechte Form jetzt noch abgehen Hess, die 
Nachholung des Versäumten mit der Rückkehr der Ruhe sofort 
als Aufgabe werde empfunden werden. 

Weder der Eintritt Württembergs in den Rheinbund, noch 
die Abdankung des deutschen Kaisers bewirkten in Beziehung auf 
die innere Verfassung Württembergs eine weitere Aenderung; 
das erstere Ereigniss war nur insoferne von Bedeutung, als von 
der Aufnahme der eben ausgesprochenen Aufgabe so lange keine 
Rede sein konnte, als dieser offenbar ausserordentliche und der 
Garantie einer Dauer entbehrende Zustand währte; das zweite 
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Ereigniss aber räumte die Schranke vollends thatsächlich hinweg, 
die der beanspruchten Souveränetät formell noch entgegenstand. 

Der Rheinbund, ohne alle innere Nothwendigkeit lediglich 
auf dem Willen eines übermächtigen Feindes errichtet, fiel mit 
der Demüthigung dieses Feindes zusammen. Jetzt war die Zeit 
gekommen, die inneren Angelegenheiten Deutschlands und der 
deutschen Einzelstaaten zu ordnen. Dass von einer Rückkehr 
zur Reichsverfassung, sei es auch nur, um einen formell legalen 
Ausgangspunkt für eine Neubildung zu gewinnen, schlechterdings 
nicht mehr die Rede sein konnte, ist unbestreitbar. Es ist be- 
kannt, wie der Deutsche Bund entstand; es ist auch bekannt, 
wie auf dem Wiener Congresse über die Aufnahme eines die 
Einrichtung landständischer Verfassungen in den einzelnen Terri- 
torien obligatorisch anordnenden Artikels in die Bundesacte ver- 
handelt wurde ; es ist endlich bekannt, dass unter anderen Stimmen 
namentlich auch Württemberg sich energisch gegen die Aufnahme 
eines solchen Artikels aussprach; ja der König von Württemberg 
gab sogar seine Theilnahme am Wiener Congresse auf und trat 
der am 8. Juni 1815 fertig gewordenen deutschen Verfassung 
erst am 1. Sept. desselben Jahres bei. 

Aber schon am 11. Jan. 1815, alsbald nach seiner Rück- 
kehr aus Wien erklärte er seine Absicht, eine ständische Ver- 
fassung einzuführen und schon am 1 5. März legte er der zu diesem 
Zweck einberufenen Versammlung eine Verfassungsurkunde vor. 

Man hat den Widerspruch des Königs gegen die Aufnahme 
des Art. 13 der Bundesacte als Souveränetätslust und die gleich- 
wohl unmittelbar danach folgende Gewährung einer Verfassung 
als ein Geschenk dessen angesehen , der lieber freiwillig giebt, 
was er im nächsten Augenblick vermöge einer Zwangspflicht geben 
müsste. Man könnte dies zugeben, ohne darum jenem Widerspruch 
die Bemühung „seine äussere und innere Selbstständigkeit zu 
erhalten" unterzulegen und dem Könige diejenigen Fürsten des 
Congresses gegenüber zu stellen, „welche den Völkern ihre Treue 
durch Rechte vergelten wollten." In der That hat dieser Regent 
keinen Anlass gegeben zu der Annahme, als sei er ein Feind 
jeder Verfassung und jeder ständischen Einrichtung; und noch 
weniger war von ihm als Politiker zu erwarten, dass er, um 
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den Schein der Grossmuth zu gewinnen, oder den Schein der 
Selbstständigkeit zu wahren, seines geschätztesten und eifersüchtig 
gehüteten Besitzes nun in höherem Maasse sich entäussern würde, 
als es die Nothwendigkeit wirklich gebot. Er selbst versicherte 
in dem Manifest vom 11. Jan. 1815, dass er »von dem Augen- 
blicke an, als gebieterische politische Verhältnisse die Staats- 
veränderung im Jahr 1806 herbeigeführt hatten, den festen Ent- 
schluss gefasst habe, dem Königreich, sobald der Drang der 
Umstände aufgehört haben und ein fester Stand der Dinge ein- 
getreten sein würde , eine seiner innern und äussern Lage , den 
Rechten der Einzelnen und den Bedürfnissen des Staats ange- 
messene Verfassung und ständische Repräsentation zu geben." 
Nichts berechtigt zum Zweifel an der Wahrheit dieser Erklärung, 
weder äussere noch innere Gründe, weder das vorausgegangene 
noch das nachfolgende Benehmen des Königs. Insbesondere hat 
er auf dein Wiener Congresse sich keineswegs gegen die land- 
ständische Einrichtung im Allgemeinen ausgesprochen, selbst nicht 
gegen die Aufnahme eines allgemein lautenden Artikels, sondern 
nur gegen die nähere Bestimmung, und es möchte fast scheinen, 
er habe hiebei die Consequenz des Gedankens auf seiner Seite 
gehabt. Halten wir uns einfach an die beiden Thatsachen, dass 
der König die Verfassung seines Landes nicht vom Wiener Con- 
gress empfangen wollte, dass er aber die Initiative ergriff und 
seinem Lande selbst eine ständische Verfassung gab; sie stehen 
keineswegs im Widerspruche mit einander. 

Ehe wir nun zur Schilderung des Verfassungskampfes selbst 
übergehen , haben wir die Darstellung der Veränderungen nach- 
zuholen, die in der neueren Zeit mit dem thatsächlichen Substrat 
des Staates, mit Volk und Land vor sich gingen. 

Noch zur Zeit des Bestehens der ständischen .Verfassung 
Württembergs wurde eine Reihe bis dahin reichsunmittelbarer 
Stifter und Klöster und bisheriger Reichsstädte der Landeshoheit 
Württembergs unterworfen (Reichsdeputationschluss von 1803)5 
weiteren Zuwachs an bisher reichsunmittelbaren Gebieten oder 
Theilen anderer Territorien brachte der Presburger Frieden von 
1805, der Eintritt in den Rheinbund 1806 und der Wiener 
Frieden von 1809. 
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Die 1803 erworbenen Gebiete wurden weder incorporirt, 
noch als Theile des Kammerschreibereiguts angesehen ; sie wurden 
unter dem Namen Neuwürttemberg in einen Staatscomplex ver- 
einigt, von dem König als unumschränktem Herrn regiert und 
mit einem neuen durchgreifenden Verwaltungsorganismus ver- 
sehen; im Uebrigen blieben die verschiedenen Einzeirechte der 
Bestandtheile dieses Staates bestehen, soweit sie nicht speziell 
aufgehoben wurden. 

Nach Erlangung der KönigswUrde und Beseitigung der Stände 
Altwürttembergs, gleich zu Anfang des Jahres 1806-, hob der 
König die Schranken, die bisher zwischen incorporirten und 
nicht incorporirten Landestheilen einerseits und zwischen Alt- 
württemberg und Neuwürttemberg, wozu nun auch die Erwer- 
bungen von 1805 zu zählen gewesen wären, andererseits be- 
standen hatten, auf, und vereinigte sämmtliche unter seinem 
Scepter befindlichen Gebiete zu einem einzigen, einer und der- 
selben Verfassung, d. h. der absoluten Herrschaft des Regenten, 
und eines und desselben Verwaltungsorganismus theilhaftigen Staat ; 
eine sehr thätige Gesetzgebung machte sich sodann die weitere 
Ausgleichung insbesondere des Verwaltungsrechts zur Aufgabe, 
und endlich wurde der gesammte Privatrechtszustand Altwürttem- 
bergs vom 1. Januar 1807 an auf den ganzen Staat ohne Weiteres 
ausgedehnt. Die Erwerbungen von 1806 und 1809 galten eo ipso 
als dem neuen Staate einverleibt. 

Auch die Bevölkerung hatte sich in Folge der neuen Er- 
eignisse verändert, nicht blos (um mehr als das Doppelte) ver- 
mehrt, sondern mit ganz neuen Elementen bereichert. Das bisher 
rein protestantische Württemberg zählte nun unter seiner Bevölke- 
rung eine sehr beträchtliche Menge von Katholiken, und zu den 
Unterthanen des württembergischen Regenten gehörten nun auch 
alle die vielen mediatisirten , bisher reichsunmittelbaren Fürsten, 
Grafen und Ritter , deren Gebiete den neuen Landeszuwachs 
bildeten. Mit rücksichtsloser Consequenz wurde dieser mediatisirte 
Adel von König Friedrich in die Reihe der übrigen Unterthanen 
herabgedrückt; ein privilegirter Gerichtsstand war so ziemlich das 
einzige Vorrecht, das er behielt. In Beziehung auf die beiden Con- 
fessionen erfolgte eine vollständige Gleichstellung in allen Rechten. 

12 * 
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Was berechtigte aber den König von Württemberg dazu, 
Gebiete, die bisher andere Herren anerkannt hatten, seiner Hoheit 
zu unterwerfen , ihre Herren als seine Unterthanen zu be- 
handein, ihre Verfassungen aufzuheben, sie mit einem anderen 
Lande zu einem Ganzen zu verbinden und innerhalb ihrer geo- 
graphischen Grenzen als unbeschränkter Herr zu regieren ? Eine 
legitime Rechtsübertragung scheint überall nicht vorhanden zu 
sein; der in den erworbenen Gebieten bisher geltende verfas- 
sungsmässige Wille blieb ganz ohne Berücksichtigung ; aber auch 
die theilweise Uebertragung durch Reichsschluss möchte kaum 
als reichsverfassungsmässig zu vertheidigen sein; noch weniger 
wird in dem Willen Napoleons ein legitimer Rechtsgrund gefunden 
werden wollen. 

Der thatsächliche Grund der neuen Herrschaft ist die Untnacht 
derjenigen, die deren Gründung zu hindern Willens gewesen 
wären, und das Einverständniss oder die Gleichgiltigkeit der- 
jenigen, die die Macht gehabt hätten, dieselbe zu hindern; der 
Grund ihres Bestandes aber ist in dem Zusammenhange dieser 
Aenderungen mit den einen Fortschritt in sich schliessenden, 
einer Forderung des allgemeinen Bewusstseins wenigstens negativ, 
durch Wegräumung entgegenstehender Hindernisse , entgegen 
kommenden und darum schlechterdings nicht mehr rückwärts 
aufzuhebenden, grossen Aenderungen der staatlichen Gestaltung 
Deutschlands zu suchen. 

Indem wir nun zur Darstellung des eigentlichen Verfassungs- 
kampfes oder der Geschichte der Gründung der neuen Verfassung 
von dem ersten Schritte des Königs am 11. Januar 1815 bis 
zur Legalisirung der Verfassungsurkunde am 25. September 1819 
übergehen, müssen wir die Bemerkung vorausschicken, dass es 
nicht im Plane dieses Aufsatzes liegt, das ganze Detail dieser 
Geschichte zu geben; wir werden uns vielmehr begnügen, die 
wesentlichen Punkte herauszuheben und daran einige Bemerkungen 
zu knüpfen. 

Der am 11. Januar 1815 geschehenen Ankündigung der 
Absicht, eine ständische Verfassung zu geben, Hess der König 
schon am 29. d. M. die Anordnung von Abgeordnetenwahlen und 
die Einberufung einer Ständeversammlung auf den 15. März folgen. 
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Die Aufgabe dieser Versammlung war keine geringe; hier 
mussten alle die Fragen, welche die stürmische Zeit aufgeworfen 
und nach dem Bedürfniss der tnomentanen Lage beantwortet 
hatte , zum Austrage kommen ; es musste sich zeigen , wie viel 
an der jetzigen , nur als provisorisch empfundenen Ordnung der 
Dinge wirklich in Uebereinstimmung mit dem allgemeinen Be- 
wusstsein sei und dem Bedürfnisse entspreche, es musste das 
gestörte Bechtsbewusstsein durch Herbeiführung einer nach offener 
Prüfung aller Verhaltnisse frei anerkannten neuen Verfassung 
wieder ausgesöhnt und dadurch die verlorene äussere Bechts- 
continuitat ersetzt werden. 

Die am 15. März der Einberufung gemäss eröffnete Ver- 
sammlung vereinigte in einem Körper Alt- und Neuwürttemberg, 
Bürger, hohen und niederen Adel. Im Wesentlichen und soweit 
es uns hier interessirt, war die Thätigkeit dieser Versammlung 
eine dreifache. Zum geringsten Theile war es der Inhalt der 
ihr vorgelegten Verfassungsurkunde, mit dem sie sich beschäftigte; 
in weit höherem Grade nahm sie sich der Landesbeschwerden an 
und übergab am 26. Juni 1815 eine sehr umfängliche Zusammen- 
stellung derselben, in welcher insbesondere auch die Aufhebung 
der Verfassung und die einseitige Gesetzgebung seit 1806 im 
Allgemeinen und Einzelnen und die verletzten besondern Bechte 
und Interessen der königlichen Agnaten, des Adels, der Kirchen 
und der Beichsstädte und einzelner Oberämter ihre Stelle finden. 
Endlich, und diess ist für uns die Hauptsache, reclamirte die Ver- 
sammlung die altwürttembergische Verfassung. Es geschah diess 
zunächst aus rein formellen Gründen; die Versammlung erklärte 
selbst die Nothwendigkeit der Modificirung dieser Verfassung; 
aber da die alte Verfassung noch zu Becht bestehe und nur tbat- 
sächlich aufgehoben sei , so müsse sie die Basis für die neue 
Gestaltung geben. 

Es mochte sich dieses Verlangen, wenn es genau auf das 
altwürttembergische Gebiet beschränkt wurde, hören lassen. Doch 
musste sich selbst dann die Frage aufwerfen, wie damit die Be- 
rechtigung der gegenwärtigen Versammlung zu vereinigen sei. 
Noch weit bedenklicher war es aber, dass gleichzeitig die Aus- 
dehnung jener durch Uebereinkunft zu modificirenden altwürttem- 
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bergischen Verfassung auf den neuen Landeszuwachs verlangt 
wurde. Wollte man irgend consequent sein, so inusste man in 
ganz gleicher Weise auch die Verfassungen aller der einzelnen 
neu zum Lande gekommenen Bestandtheile als noch zu Recht 
bestehend anerkennen ; es konnte nicht genügen, dass deren Ver- 
treter in der Versammlung mit dem Anschluss an Württemberg 
und der Aufnahme in die altwürttembergische Verfassung einver- 
standen waren; vielmehr musste erst durch Wiederherstellung 
dieser Verfassungen ihnen die Möglichkeit eines verfassungsmäs- 
sigen Ausdrucks ihres Willens zurückgegeben werden. Eben so 
wenig konnte man sich auf die früheren Incorporationen berufen ; 
denn abgesehen davon, dass die Aufhebung der Verfassung eines 
Gebietes durch einseitige Incorporation desselben eben auch eine 
Rechtsverletzung war, so war nach dem bestimmtesten Herkommen 
wenigstens in allen Fällen, wo die Landschaft nicht direct mit 
Landschaftsgeldern die Erwerbung bewirkt hatte, der Landesherr 
in der Lage, nach freier Willkür und ohne Theilnahme der Stande 
dieselbe zu incorporiren oder nicht. 

Diese rein formelle und prinzipielle Auseinandersetzung war 
durchaus nothwendig für Erreichung des Zieles; aber ihre Auf- 
gabe war nicht, wirklich zur Rückkehr zum alten Rechte zu 
führen, um nun von hier aus den schon vorhandenen neuen Ge- 
staltungen die rechtliche Weihe zu geben, sie konnte vielmehr 
nur in der Nachweisung der Unmöglichkeit dieser Rückkehr und 
in der Gewinnung der allgemeinen Ueberzeugung für diese Wahr- 
heit bestehen ; diess aber war die negative Voraussetzung für das 
Gelingen der weiteren positiven Arbeit der Herstellung einer 
Verfassung. 

Dieser negative Theil der Aufgabe wurde endlich am 15./23. 
November 1815 erledigt. Am 15. November nämlich erklärte 
der König der Versammlung seine unabänderliche Entschliessung 
dahin , dass wenn sie auf eine Unterhandlung über eine gemein- 
same Verfassung für das ganze Land nicht eingehe, er dem alten 
Lande seine alte Verfassung zurückgeben, dem neuen aber eine 
besondere Verfassung gewähren würde. 

Es scheint uns, als werde diese königliche Entschliessung 
nicht ganz richtig aufgefasst, wenn man in ihr die Anerkennung 
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eines Rechts des alten Landes auf seine Verfassung finden 
will. Allerdings spricht der König in seinem Rescripte von den 
„bis jetzt nur factisch vereinigten Landen" und versichert, er habe 
„nie die innere Giltigkeit der alten Landesverträge, sondern immer 
nur, wie auch jetzt noch, die äussere Anwendbarkeit derselben 
in ihrem ganzen Umfange und zu einer Zeit, wo sich Alles neu 
gestaltet habe, in Zweifel gezogen." Diess ist aber in Wahrheit 
nichts Anderes, als die Motivirung der Nichtanerkennung eines 
wirklichen, practisch verfolgbaren Rechts auf die alte Verfassung. 
Nicht durch einen rechtlichen Aufhebungsgrund sei die alte Ver- 
fassung ausser Wirksamkeit gesetzt, aber die veränderten that- 
sächlichen Verhältnisse lassen ihre Anwendung nicht mehr zu; 
er will also sagen , die alte Verfassung bestehe zwar noch in 
abstracto zu Recht, aber es fehle an einem ^tatsächlichen Gegen- 
stand ihrer Anwendung. Darum erklärt er selbst für den Fall 
der Zurückgabe der alten Verfassung an das alte Land, dass 
diess keineswegs ohne Modificationen geschehen würde, welche 
durch veränderte Umstände und durch Grundsätze der Staats- 
weisheit unbedingt geboten seien. Darum endlich kam auch der 
König nicht mit sich selbst in Widerspruch, wenn er gleichzeitig 
mit jener Erklärung 14 Fundamentalpunkte übergab, auf deren 
Grundlage eine neue Verfassung für das ganze Land zwischen 
ihm und der bestehenden Versammlung vereinbart werden 
sollte, und nur für den Fall, dass die Versammlung darauf nicht 
eingehe , dem alten Lande seine alte Verfassung in Aussicht 
stellte. 

Dieser Punkt verdient genau in's Auge gefasst zu werden. 
Mit dem eben geschilderten prinzipiellen Streit über das formelle 
Recht wurde nämlich zugleich über einen sehr practischen Tunkt 
gestritten, über den Charakter der neuen Verfassung, über die 
Stellung von Regent und Volk. Indem die Stände bei aller An- 
erkennung der Notwendigkeit von Modificationen die rechtliche 
Giltigkeit der Verfassung als fortbestehend behaupteten , machten 
sie nicht nur jede Abänderung von ihrer freien Zustimmung 
abhängig, so dass in allen Punkten, wo diese nicht erfolge, die 
alte Verfassung als geltende Norm eintreten müsste, sondern sie 
reclamirten auch die ganze Thätigkeit des Regenten von Auf- 



184 Die Entstehung 

hebung der Verfassung an zur Verabschiedung, soweit sie nach 
den Grundsätzen der alten Verfassung derselben bedurfte, so 
dass alle vom König einseitig erlassenen Gesetze erst durch diese 
Verabschiedung und nur soweit sie zu erzielen sei, rechtliche 
Geltung erhallen sollten *). Umgekehrt war der König der Mei- 
nung, dass diese Gesetze in Geltung zu bleiben hätten , soweit 
sie nicht durch neue Gesetze aufgehoben würden, und dass im 
Falle des Nichtzustandekommens einer neuen Verfassung der bis- 
herige Zustand, d. h. die absolute Herrschaft das geltende Recht 
bilde. Während also die Ständeversammlung in die neue Ver- 
fassung das alte Verhältniss zwischen Regent und Volk über- 
tragen wollte, wollte der König umgekehrt, auch wenn er den 
Inhalt der alten Verfassung anerkannte, die formelle Giltigkeit 
der neuen Verfassung aus seinem Willen abgeleitet wissen. 

Mit seiner Erklärung vom 15. November beabsichtigte nun 
der König zunächst, mit den praktischen Consequenzen der stän- 
dischen Forderung wirklich Ernst zu machen und durch die dicht 
vor die Augen gehaltene Inconvenienz des Resultates auf die 
Stände einzuwirken. 

Zugleich aber schlug er vor, den prinzipiellen Streit über 
die Giltigkeit der alten Verfassung und über seine Rerechtigung 
zur gegenwärtigen Herrschaft üherhaupt bei Seile zu lassen und 
statt dessen eine neue Verfassung durch Uebereinkunft zu gründen, 
die dann einzig nur als Ausfluss dieser Uebereinkunft, nicht der 
alten Verfassung und nicht der dermaligen absoluten Herrschaft, 
gelten sollte. Eine Lösung der prinzipiellen Vorfragen war nicht 
zu erwarten ; so blieb nur eine Umgehung möglich : nur auf 
diesem Wege war zu hofFen, zu einem positiven Resultat zu 
gelangen. 

Die Absicht des Königs gelang vollkommen. Am 23. Nov. 



1) Auch die ständische Anrufung der Garanten der alten Landesver- 
fassung, Hannover, Preussen und Dänemark, um Vertretung der Rechte 
des Landes gegenüber dem König (26. Juli 1815) war ein Ausfluss der fest- 
gehaltenen selbstständigen |trivatrechtsähn!ic-hen Stellung der Staude. Uebri- 
gens ist die Zulässigkeit dieses Schrittes selbst auf der Grundlage des alten 
Staatsrechts sehr zweifelhaft (Leist, Lehrbuch des teutschen Staatsrechts 
S. 55. not. 3 u. S. 1 19). 
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erwiederte die Versammlung, sie sei nun bereit, über eine Ver- 
fassung in Unterhandlung zu treten unter der Voraussetzung, 
dass der König die innere Giltigkeit der alten Landesverträge 
anerkenne und daher nur noch über die durch das Hinzukommen 
der neuen Lande nothwendig gewordenen Modificationen und Zu- 
sätze eine Vereinigung nothwendig sei. 

Diese Erklärung schloss eigentlich einen Widerspruch in 
sich; auf der einen Seite enthielt sie die prinzipielle Festhaltung 
des alten vertragsmässigen Standpunkts, auf der andern Seite 
erklärte sich die Versammlung für competent, durch ihre Zustim- 
mung die Verfassung zu Stande zu bringen, während sie doch 
ihr Recht hiezu offenbar nur auf die Berufung des Königs gründen 
konnte und unter der Voraussetzung der Giltigkeit der alten 
Landesverträge nun und nimmermehr besass. Allerdings kam 
dieser Beschluss nur zu Stande dadurch, dass Altwürttemberg 
von Neuwürttemberg majorisirt wurde; dennoch bleibt das eben 
ausgesprochene Urtheil auch für die altwürttembergischen Ab- 
geordneten wahr, weil sie an diesem Beschlüsse Theil nahmen, 
also jeder Eventualität sich unterwarfen und ebendadurch die 
Competenz der Versammlung anerkannten. 

Der erste Theil des Dramas war nun zu Ende; jetzt war 
es Zeit, an den positiven Aufbau zu gehen und mit dem Inhalt 
der neuen Verfassung sich zu beschäftigen. Zwar trat auch jetzt 
noch der Prinzipienstreit vielfach hervor; so behielten sich die 
Stände am 2. Dezember alle und jede Rechte, welche dem Lande 
im Ganzen wie im Einzelnen zustehen, und namentlich die recht- 
lichen und verfassungsmässigen Mittel ihrer Verfolgung auch 
während des Laufs der Vergleichsunterhandlungen, besonders in 
Hinsicht auf die Communication der Repräsentanten mit ihren 
Vollmachtgebern bevor; aber als ihnen hierauf der König seinen 
Widerspruch zu erkennen gab und erklärte, es solle zwar in der 
gemeinsamen Verfassung das manchfache Gute der alten Verfas- 
sung beibehalten, zugleich aber deren Gebrechen vermieden und 
die sich in ihr ergebenden Lücken nach den Forderungen der 
Staatsweisheit und mit Berücksichtigung der neu eingetretenen 
Elemente ergänzt werden, ja es wäre selbst die Trennung der 
neuen Lande von dem alten für ein geringeres Uebel zu achten, 
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als die Uebertragung jener Gebrechen der alten Verfassung auf 
die neuen Landestheile , auch erkenne die Regierung durchaus 
keine rechtliche Verbindlichkeit an , diese ihre bessere Ueber- 
zeugung von dem, was zum wahren Nutzen des Landes gereiche, 
aufzuopfern und werde bei ihren ausgesprochenen Grundsätzen 
unabänderlich beharren: so begnügten sich die Stände mit der 
Gegenerklärung, sie glauben durch ihre bisherigen Ausführungen 
hinreichend gezeigt zu haben, dass durch den Zuwachs der neuen 
Landestheile das Recht des alten Landes und seine Repräsentation, 
sowie das der neuen Lande auf keinen Fall habe untergehen 
können, und glauben daher, dass jede weitere Erörterung zu 
unterlassen sei. Der prinzipielle Streit hatte durch das thatsäch- 
liche Verhalten seine Spitze verloren; war er auch nicht gelöst, 
so hatte man es doch aufgegeben, seine Consequenzen zu ziehen ; 
man verwahrte beiderseitig den entgegengesetzten prinzipiellen 
Standpunkt und ging zur practischen Arbeit über. 

Sehen wir von dieser prinzipiellen Verschiedenheit dos beider- 
seitigen Standpunktes ab, so waren beide Factoren, Regent und 
Stände, darüber einig, dass aus ihrem übereinstimmenden Willen 
eine Verfassung hervorgehen könne, dass also Alles, worüber 
Beide sich einigen, gelte ohne Rücksicht auf sein Verhältniss zur 
altwürttembergischen Verfassung in dem doppelten Sinne, dass es 
derselben widersprechen oder entsprechen dürfe ; ja die Regierung 
erklärte wiederholt, dass von der alten Verfassung so viel als 
möglich beibehalten werden solle. 

Zu dem Ende wurde nun aus Regierungsmännern und stän- 
dischen Mitgliedern eine Commission zusammengesetzt, welche 
die alte Verfassung feststellen und die Modificationen derselben 
bezeichnen sollte. Aus der diesfallsigen Arbeit der ständischen 
Mitglieder dieser Commission ging der sog. ständische Entwurf 
von 1810 hervor, der, wie sich denken Hess, hauptsächlich auf 
die alte Verfassung zurückging. Die weiteren Verhandlungen 
über diesen Entwurf wurden aber durch den Tod des Königs 
(30. October 1816) unterbrochen. 

In Beziehung auf die prinzipielle Frage war der Eintritt der 
neuen Regierung ohne Bedeutung; schon am 9. Nov. erklärte 
der König, den seitherigen Arbeiten an der künftigen Verfassung 
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sei die alte Verfassung zu Grund gelegt worden; was unter ver- 
änderten Verhältnissen nur die Kraft der Regierung lähmen und 
zugleich die Entwicklung der wahren bürgerlichen Freiheit hemmen 
würde, das müsse jetzt der Kraft besserer Einsicht weichen und, 
je ruhiger und unbefangener in diesem Sinne werde fortgearbeitet 
werden, desto mehr und sicherer werde man sich auch dem 
ursprünglichen Geiste jener alten Verfassung, wie ihn einst der 
Tübinger Vertrag zeitgemäss ausgesprochen, wieder nähern. 

Ebenso enthielt der nachher zu erwähnende königliche Ver- 
fassungsentwurf von 1817 in seinem § 336 die Versicherung des 
Königs, er gründe sich hauptsächlich auf die Bestimmungen der 
alten Verfassung; sollten sich aber noch weitere solche finden, 
deren Aufnahme „ohnerachtet ihrer fortdauernden Anwendbar- 
keit und Uebereinstimmung mit dem Geist der gegenwärtigen 
Verfassung nicht zur Sprache gebracht worden sei", so sei der 
König stets geneigt , dieselben durch Verabschiedung der 
Verfassung einverleiben zu lassen. 

Aehnlich sprach er sich bei der Uebergabe dieses Entwurfes 
und bei andern Gelegenheiten aus. 

In der Versammlung fehlte es auch jetzt noch nicht an Ver- 
suchen, dem formellen Rechtsstandpunkte abermals Geltung zu 
verschaffen, was in Wirklichkeit mit Vereitlung des Zustande- 
kommens einer Verfassung im Weg der Uebereinkunft gleich- 
bedeutend gewesen wäre. Verzweifelnd an der Durchsetzbarkeit 
der erst beantragten itio in partes zwischen Alt- und Neuwürt- 
tembergern, wo es sich um Aufrechterhaltung eines Punkts der 
erbländischen Verfassung handle, hatten die Altwürttemberger im 
April 1817 wenigstens eine Mehrheit von drei Viertheilen der 
ganzen Versammlung für Aufhebung oder Beschränkung des alt- 
ständischen Rechts in Beziehuug auf Steuer- und Cassenwesen 
und auf die fortwährende Repräsentation verlangt. In Folge des 
entschiedenen Auftretens der Regierung wurde jedoch dieses Ver- 
langen nach mehrfachen, äusserst bewegten, durch schwankendes 
Benehmen der Stände ausgezeichneten , Verhandlungen zurück- 
gewiesen ; die Versammlung unterwarf sich auch in diesen Punkten 
der Majorität. 

Mehr noch, als das Festhalten am jetzigen Stand der Sache 
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und an den Grundsätzen seines Vaters, trug zu einer endlichen 
Lösung der Aufgabe die Persönlichkeit des Königs bei, dem schon 
die Wendung der Dinge unter der vorangegangenen Regierung 
hauptsächlich zu danken und das vollste Vertrauen des ganzen 
Landes zu Theil war. Doch auch noch ein Wechsel des Personal- 
bestandes der Versammlung sollte nöthig werden, um zum Ziele 
zu gelangen. 

Am 5. März 1817 war den Ständen ein neuer königlicher 
Entwurf übergeben worden. Als aber die Verhandlungen noch 
zu Ende Mai's zu keinem Resultate geführt hatten, verzweifelte 
der König an dem Gelingen und löste die Versammlung am 
4. Juni auf. 

Erst in der Mitte des Jahres 1819 wurde die Arbeit wieder 
aufgenommen. Ein in der Zwischenzeit gemachter Versuch des 
Königs, die Vermittlung seiner Verfassung mit dem allgemeinen 
Bewusstsein auf dem aussergewöhnlichen Wege der Zustimmung 
der Amtsversammlungen und Magistrate des Landes zu gewinnen, 
ist als misslungen zu betrachten. Dagegen fuhr der König durch 
Erlassung einer Reihe von Gesetzen fort, die Rechte eines abso- 
luten Regenten auszuüben. 

Am 13. Juli 1819 kam die neue, auf einer neuen Wahl der 
Abgeordneten beruhende und vielfach veränderte Versammlung 
zusammen. Wieder war es eine gemeinschaftliche Commission, 
der die Vorarbeit zukam; am 6. September begannen die Ver- 
handlungen über den von dieser Commission hauptsächlich auf der 
Grundlage des königl. Entwurfs von 1817, aber auch mit wesent- 
lichen Abweichungen und mit offenbarer häufiger Benützung der 
kaum entstandenen badischen und bayrischen Verfassungsurkunden 
bearbeiteten Entwurf. Es bedurfte nur kurzer Zeit, um denselben 
durchzuberathen und eine Vereinbarung zwischen der Regierung 
und der bei der Hauptabstimmung einmüthigen Versammlung zu 
erzielen. Am 25. September 1819 wurde die neue Verfassung 
von König und Ständen unterzeichnet. 

So war denn also eine neue Verfassung da, die weder in 
der alten noch in der absoluten Herrschaft des Königs, sondern 
in der Uebereinkunft zwischen dem König und der von ihm be- 
rufenen Versammlung ihre Basis hat. Die entgegengesetzten Ver- 
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suche der altwürttembergischen Parthie in der Ständeversammlung 
waren Schritt für Schritt zurückgewiesen worden, der König selbst, 
obwohl er während der ganzen Dauer der Verhandlungen die 
Rechte der absoluten Herrschaft ausübte und der Anfechtung des 
Rechtsbestands der von ihm erlassenen Gesetze und dem darauf 
gegründeten Verlangen ihrer nachträglichen Verabschiedung mit 
Erfolg widerstand, wollte ausdrücklich für die neue Verfassung 
nur die Vereinbarung als Quelle betrachtet wissen. 

Dies war für die Verfassung selbst von grösster Bedeutung. 
Hätten die Altwürttemberger ihre Ansicht durchgesetzt, so wäre 
eben damit die privatrechtliche Selbstständigkeit der Stände aus- 
drücklich anerkannt worden und in die neue Verfassung über- 
gegangen. Hätte aber die Regierung in Beziehung auf die Ver- 
fassungsfrage ihren Standpunkt der absoluten Herrschaft consequent 
festgehalten, wäre also die Verfassung, wenn gleich unter Theil- 
nahme eines ständischen Körpers entstanden, doch als das Gesetz 
des absoluten Herrn anzusehen, so müsste dieser absolute Wille 
als entscheidender Wille bei allen Zweifeln über die gegenseitige 
Berechtigung angesehen werden; Niemand könnte sich auf die in 
der Verfassung enthaltenen Rechte berufen; diese Rechte wären 
ja nicht als acceptirte Rechte zu betrachten, da das Rechtssubject 
diese Qualiiication nur auf die Verfassung stützen könnte und 
nicht vorher vorhanden gewesen wäre. Diese beiden widerstre- 
benden Standpunkte sollten umgangen werden und wurden wirklich 
umgangen. Das gerade ist das Charakteristische der neuen Ver- 
fassung, dass sie über das letzte Recht, über die entscheidende 
Stimme sich nicht ausspricht. Freilich hatten beide Theile das 
Streben, das Möglichste für sich zu erreichen, aber der Erfolg 
konnte kein anderer sein , als ein gegenseitiges Imschachehalten, 
ein gegenseitiges Ausschliessen der Anerkennung des letzten Ent- 
scheidungsrechts des Einen oder Anderen. 

Möglich wurde dies dadurch, dass man es umging, die 
formellen Consequenzen zu ziehen, statt dessen vielmehr ein 
materielles Prinzip substituirte , das Fürst und Ständen gleich- 
massig als Richtschnur geltend die Vermittlung der divergirenden 
Standpunkte bilden sollte — das Wohl des Landes. 

Die Repräsentation selbst erfuhr ihre Umwandlung im All- 
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gemeinen ohne grossen Streit; das Reformbedürfniss war noch 
zu Zeiten der alten Verfassung allgemein empfunden worden. 
Die alten Stände hatten der alten Stellung zwischen Regent und 
Volk entsprochen; sie vertraten formelle Rechte, theils eigene, 
theils Rechte juristischer Personen, zu deren Vertretung sie nach 
deren Verfassung berufen wurden. Dieser Standpunkt war jetzt 
aufgegeben, wie er auch schon zur Zeit der alten Verfassung 
auf die zu öffentlichen Dienern gewordenen Prälaten nicht mehr 
passte; strebte man auch jetzt noch nach der alten Macht und 
Selbstständigkeit der Stände, so fasste man doch ihre Aufgabe 
nicht mehr als die frühere beschränkte , negative auf. Streit 
bestand in dieser Beziehung nur über die Permanenz der Reprä- 
sentation und über Einführung des Ein- oder Zweikammersystems. 
Es war zu vermuthen, dass die Rechte der Stände in Be- 
ziehung auf das Finanzwesen den Hauptstreitpunkt bilden würden. 
Wir haben die betreffenden Rechte der alten Stände oben als den 
historischen und logischen Ausgangspunkt aller ständischen Rechte, 
ihrer ganzen machtvollen Stellung kennen gelernt. Freilich waren 
jene Stände selbstständige, nur in speziellen Rechtsverhältnissen 
zum Regenten stehende, darüber hinaus zu Nichts verpflichtete 
Personen, die im Steuerverwilligungsrecht ihren eigenen privaten 
Beutel vertraten. Diese Anschauung bestand nicht mehr; die 
Steuerpflicht wurde als öffentliche Pflicht allgemein anerkannt, und 
es war darüber kein Zweifel, dass die Stände weder ihr noch 
ihrer Repräsentanten Privatinteresse, sondern nur das allgemeine 
Interesse, das Wohl des Landes zu vertreten haben. Das Recht 
der Selbstbesteurung und eigener ständischer Steuerkasse , das 
nach dem ursprünglichen Prinzip der alten Verfassung ganz 
natürlich und consequent war, Hess sich jedoch auch mit der 
neuen Anschauung wenigstens äusserlich vereinigen, ja es schien 
sogar nur in diesem Rechte die genügende Garantie der Hand- 
habung der Besteurung einzig im Interesse des Volks gegenüber 
einer schlechten Regierung zu liegen, und auch alle andern Rechte 
des Volks, die ganze Bedeutung der Stände, hielt man erst dann 
für gesichert, wenn die Regierung in der gänzlichen Abhängigkeit 
in Beziehung auf den Geldpunkt ein fortwährendes Motiv finde, 
mit den Ständen sich gut zu stellen. 
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Dass eine Regierung, die sich im Besitze der Macht sah, 
nun und nimmermehr ein solches Recht der Stände zugeben 
konnte, versteht sich von selbst; es kam nur darauf an, eine 
Vermittlung zu finden. Sie war keine andere als das Wohl des 
Landes. Wenn die Regierung nur diejenigen Steuern fordert, 
die das Wohl des Landes erheischt, die Stände aber diejenigen 
Steuern gewähren, die dem Wohl des Landes gemäss nothwendig 
sind, so kann man eine Pflicht der Stände, die Steuern zu ver- 
willigen neben einer Pflicht der Regierung, nur verwilligte Steuern 
zu erheben, aussprechen. Das frühere Recht, mit der Steuer- 
verwilligung Bedingungen jeder Art zu verbinden, musste damit 
von selbst lallen. Auch das Rechtsverhältniss des Kammerguts, 
Kammerschreibereiguts und Kirchenguts musste ein anderes werden. 
Schon zur Zeit der alten Verfassung hätte die zwar nicht prin- 
zipiell anerkannte , aber materiell nothwendige Ergänzung der 
durch die Kammereinkünfte nicht gedeckten nothwendigen Summe 
der Ausgaben aus Steuermitteln zur Ausscheidung einer bestimmten 
Summe aus dem Karamergut für die freie Verwendung des Königs 
und die Beiziehung des ganzen Restes für die (übrigen) Staats- 
ausgaben fuhren müssen. 

Was endlich die Gesetzgebung betrifft, so schien durch die 
in Beziehung auf die Steuerverwilligung geschehenen Aenderungen 
eine bestimmtere Fassung des ständischen Mitwirkungsrechts 
nöthig geworden zu sein. Ein absolutes Veto mochte hier am 
ehesten beibehalten werden. Sind aber nicht auch Fälle denkbar, 
wo der Gesetzgeber schlechterdings ein Gesetz wirklich zu Stande 
bringen muss ? Hier hilft das Recht der Regierung, in dringenden 
Fällen zur Sicherheit des Staats das Nöthige vorzukehren (allein 
oder in Verbindung mit dem Recht der Auflösung); wer aber 
erkennt über die Dauer dieser Vorkehrung ? Die Stände oder 
die Regierung? Thut es der Regent, so ist er absolut, thun es 
die Stände, so sind sie dem Regenten coordinirt *); diese Frage 



1) Das monarchische Prinzip, die Ueberordnung des Regenten über die 
Stände, soll auch in der Gesetzgebung schon durch das absolute Veto des 
Kegenten und sein Recht zur Sanctionirung und Publicirung der Gesetze 
gewahrt sein. Allein die beiden letzteren Rechte enthalten offenbar kein 
Plus über das absolute Veto; dieses aber steht ja ebenso auch den Ständen 
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entscheidet die Verfassungsurkunde nicht und kann sie nicht 
entscheiden. 

Es ist unschwer einzusehen, dass das materielle Prinzip des 
Wohles nicht ausreicht ; darüber, was denn das Wohl des Landes 
fordere, kann selbst wieder Streit entstehen, und sollen nicht 
rechtliche Unlösbarkeiten eintreten, so muss bestimmt sein, wem 
die entscheidende Stimme zukommt, und damit ist dann wieder, 
was man gerade vermeiden wollte, über das Prinzip entschieden. 
Das ist gerade der wunde Fleck der württembergischen und 
anderer constitutionellen Verfassungen. Auch lässt sich das Um- 
gehen der prinzipiellen Entscheidung durch das Auflösungsrecht, 
durch Staatsgerichtshof und Schiedsgericht nicht ersetzen; denn 
die Auflösung der Ständeversammlung lässt sich rechtlich in 
Ewigkeit fortgesetzt denken, ohne zum Ziele zu führen; Staats- 
gerichtshof und Schiedsgericht würden aber, sollten sie wirklich 
nicht mehr sein, als Gerichte, eben voraussetzen, dass das Rechts- 
gebiet der beiden Partieen scharf abgegrenzt wäre; wenn man 
aber sagen muss, dass gar nicht darüber entschieden ist und 
nicht entschieden werden wollte, wie weit das Recht der Regie- 
rung oder Stände gehe, so ist ein Ausspruch des Gerichts gar 
nicht denkbar; ein solcher Ausspruch ist dann eben die Ent- 
scheidung einer dritten Behörde an der Stelle der beiden andern 
Factoren. 

Aber wie? Steht nicht gerade diese rechtliche Unzu- 
länglichkeit im Zusammenhang mit dem eigentlichen Wesen und 
besondern Vorzug der constitutionellen Verfassung? Wir sehen, 
dass trotz der täglich und stündlich möglichen rechtlich unlös- 
baren Verwicklungen die constitutionellen Monarchieen in Kraft 
und Blüthe stehen und lange Jahre zu bestehen vemögen, ohne 
auseinanderzufalten ; was ist es nun, was den mangelnden rechtlich 



zu; so lange man also den Ständen prinzipiell ein absolutes Veto in der 
Gesetzgebung gibt, sind sie dem Regenten coordinirt; schliesst man ihr 
Veto bei dringenden Fällen aus und überlässt man dem Regenten die un- 
geteilte und selbstständige Beurtheilung über das Vorhandensein der Voraus- 
setzungen solcher Fälle und über die Dauer solcher Verfügungen, so ist 
eben damit seine Ueberordnung im Prinzip gewahrt, und die regelmässige 
Beschränkung durch die Stände erscheint nur als Selbstbeschränkung. 
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formulirbaren Grundgedanken ersetzt und trotz dieses Mangels 
die Dauer dieser Verfassungen ermöglicht? 

Das Wesen dieser Verfassung besteht darin, dass Regierung 
und Stände, wollen sie den Staat nicht auseinanderfallen lassen, 
mit einander auszukommen genöthigt sind. Der Verfassungskampf 
ist noch nicht geschlossen, Prinzipien lassen sich nicht ignoriren, 
in jeder Frage können sie wieder hervorbrechen und müssen sie 
hervorbrechen, weil sie sich logisch gegenseitig ausschliessen, 
aber keinem von beiden vorerst gelungen ist, das andere wirklich 
auszuschliessen. Jede neue Steucrverwilligung ist nur wieder 
eine provisorische Fürsorge für den Staat, der rechtlich jedesmal 
auseinanderfallen kann, also jedesmal auf's Neue entstehen muss. 
Immer und immer wieder werden dann die beiden widerstre- 
benden Prinzipien bis zum Punkt der Entscheidung in den Kampf 
geführt, um immer und immer wieder unentschieden gelassen zu 
werden. Während nach dem altlandständischen Prinzip die Coordi- 
nation der Stände unzweifelhaft war, ist sie in der neuen Ver- 
fassung weder bejaht noch verneint; aber ebensowenig die Super- 
ordination des Regenten. Dadurch entsteht wieder eine Art von 
Coordinationsverhältniss, ein Dualismus zwischen beiden Factoren, 
der aber anderer Natur ist, als der alte. Jetzt sind Stände und 
Regierung, statt sich auf feste und unbestreitbare Rechte stutzen 
zu können, immer wieder nur auf die Beachtung der materiellen 
Grundlagen des Rechtes, das Wohl des Landes und das ver- 
nünftige Urtheil des Volkes hierüber gewiesen; ihr Recht geht 
so weit, als die allgemeine Anerkennung reicht, und die Verhand- 
lungen zwischen beiden Factoren sind als das nothwendige Mittel 
zur Bildung eines vernünftigen Urtheils anzusehen, das eben nur 
entspringen kann aus der dem Kampfe verschiedener Interessen 
folgenden Ueberzeugung ihrer gleichzeitigen relativen Berechtigung 
oder des Vorzugs des einen oder des andern. 

Wir wollen es nicht versuchen, das Für und Wider eines solchen 
staatlichen Zustandes zu prüfen. Immer noch aber sind wir der 
Ansicht, dass auch die Forderung einer durch alle logischen Con- 
sequenzen durchführbaren Verfassungsform eine berechtigte sei. 
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